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Was wir 2009 erreichen wollen 
 
Liebe MünsteranerInnen! 
 
Am 27. April 2008 haben mehr als 70.000 BürgerInnen der Stadt beim 
Bürgerentscheid mit „Ja“ gestimmt und damit die Musikhalle auf dem 
Hindenburgplatz zu Fall gebracht. Ein Triumph der lokalen Demokratie und zugleich 
ein deutliches Zeichen dafür, dass die Koalition von CDU und FDP in Münster   
abgewirtschaftet hat. Bei der Kommunalwahl 2009 wollen wir Schwarz/Gelb deshalb 
ablösen und eine andere Politik für Münster beginnen:  
 
► Klimaschutz und Stadtentwicklung voranbringen,  
denn nur durch erfolgreichen Klima- und Umweltschutz kann Münster seine 
Lebensqualität sichern, und nur durch eine nachhaltige Stadtentwicklung kann 
Münster seine Attraktivität für Menschen und seine Standortqualität für Unternehmen 
erhalten. 
 
► Die soziale Balance in der Stadt wieder gewinnen,  
die Schwarz/Gelb durch  rücksichtslosen Kahlschlag sozialer und kultureller 
Leistungen, durch Stillstand in der Bildung und Abbau der öffentlichen 
Daseinsvorsorge kaputtgemacht hat .  
 
► Eine Schule für Alle. 
Unser Leitprojekt der Bildung ist die Schule für Alle, die alle bisherigen Schulformen 
integriert und in der Kinder bis zum Abschluss der 10. Klasse gemeinsam lernen.  
 
Für diese Aufgaben braucht Münster eine neue politische Mehrheit, die  sich nicht an 
protzige und unbezahlbare Großprojekte wie die Musikhalle klammert, die nicht 
laufend Chancen wie den Stadtpark Stubengasse vergibt und die den städtischen 
Haushalt ohne Sparbeschlüsse  „à la Rödl“ in Ordnung bringt. In den letzten 10 
Jahren haben CDU und FDP viel öffentliche Substanz regelrecht verschleudert, Zeit 
mit Zögern vertan und Geld für rückwärtsgewandte Projekte ausgegeben, obwohl 
sich Alternativen anbieten. Die Kommunalwahl 2009 muss genutzt werden, um 
Münster Zukunftsfähig zu machen.  

 
Stadtentwicklung und Klimaschutz 
 
Klimaschutz ist eine kommunale Aufgabe, die sich auf nahezu alle Bereiche der 
Daseinsvorsorge erstrecken soll. Stärkung der umweltfreundlichen Verkehrsmittel, 
mehr Strom aus regenerativen Energien und Schutz der Münsterländischen 
Parklandschaft sind Elemente einer Stadtentwicklung, die sich von CO2 abkoppeln 
und damit die Lebensqualität der Menschen langfristig sichern will. Um die CO2-
Produktion bis zum Jahr 2020 um 40 Prozent gegenüber 1990 zu senken, müssen 
alle Bürgerinnen und Bürger, Vereine, Unternehmen und Hochschulen als Partner für 
gemeinsame Anstrengungen und Projekte  gewonnen werden. Die Klimahauptstadt 
Münster muss Vorreiter für ein stadtweites Bündnis für Klimaschutz und 
Stadtentwicklung werden.   
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Bei der Kommunalwahl 2009 müssen die Entscheidungen für die Zukunft getroffen 
werden: Stadtbahn für Münster statt Startbahnverlängerung am FMO, 
Blockheizkraftwerke in Baugebieten statt Beteiligung an einem Kohlekraftwerk in 
Hamm, breite Radwege statt vierspuriger Straßen und Grün in der Stadt statt Beton 
in der Landschaft.  
 
Wir wollen  
 
... einen neuen Hauptbahnhof  für Münster  
Statt ausreichende städtische Mittel einzusetzen, um den Hauptbahnhof endlich zu 
erneuern, den regionalen ÖPNV zu verbessern und den Einstieg in die Stadtbahn zu 
finanzieren, wurden 18 Mio. € für den überflüssigen und klimapolitisch absurden 
Ausbau des Flughafens FMO bereitgestellt.  
 
... und den Weg freimachen für eine Stadtbahn in Münster und im Münsterland    
Mehr und mehr Pendler wollen den öffentlichen Nah- und Regionalverkehr nutzen. 
Wir haben die Chance, die totale Abhängigkeit des Regionalverkehrs vom PKW zu 
beenden. Voraussetzung dafür ist allerdings, dass Busse & Bahnen endlich fit 
gemacht werden für die Zeit „nach dem Auto“. Mittelfristig  wollen wir daher den Weg 
für eine moderne Stadtbahn in Münster und dem Münsterland freimachen. Kurzfristig 
nehmen wir die Modernisierung der Regionalbahnlinien, die Wiederinbetriebnahme 
der Strecke der WLE nach Wolbeck,  Sendenhorst und Neubeckum sowie neue 
Haltepunkte in Roxel, Mecklenbeck, Handorf usw. in Angriff. 
 
... Strom für Münster aus erneuerbaren Energien bis 2040 auf 100% ausbauen  
Statt regenerative Energien auszubauen und die klimafreundliche Kraft-Wärme-
Koppelung auch nach der Errichtung der Gut-Anlage im Hafen weiter zu forcieren, 
investieren die Stadtwerke Münster rd. 40 Mio. € in den Bau eines Kohlekraftwerkes. 
Münsters Erfolge als Klimahauptstadt geraten durch diesen energiepolitischen Salto 
rückwärts in Gefahr, denn die Kohleverstromung wird fast ¾ der bislang erzielten 
CO2-Einsparung zunichte machen. Wir wollen deshalb die erworbenen Anteile 
verkaufen und den Erlös nutzen, um den Abschied von der Kohle als Energieträger 
perfekt zu machen. Die Stadtwerke sollen das Geld in Münster investieren um neue 
Blockheizkraftwerke und Biogasanlagen zu bauen. Die  Stromerzeugung in der Stadt 
soll bis zum Jahr 2040 auf  100 % Erneuerbare umgestellt werden. 
 
... 50 % Fahrradverkehr in Münster 
Trotz der Erfolge des Radverkehrs, der inzwischen den PKW als Verkehrsmittel in 
Münster überrundet hat,  baut die Verwaltung auf Geheiß von Schwarz/Gelb weiter 
fleißig Straßen und Parkhäuser für PKW – egal ob die Spritpreise bald 2 € je Liter 
erreichen und egal ob die Belastung mit Feinstaub in Münster genauso hoch ist wie 
in den Ballungskernen –  Wir wollen Straßenbau- und Parkhausprojekte stoppen und 
stattdessen weitere Radstationen anlegen, neue autofreie Siedlungen bauen, das 
Radwegenetz komplettieren und die Verkehrspolitik der Stadt auf umweltfreundliche 
Verkehrsmittel ausrichten. Ziel muss es sein, den Anteil des Radverkehrs bis zum 
Jahr 2020 auf 50 % zu steigern. 
 
... den Aasee zum Badesee machen 
Umweltschutz dient den Menschen, bessere Umweltbedingungen bedeuten höhere 
Lebensqualität, und Umweltinvestitionen schaffen Arbeitsplätze. Kein Projekt ist 
besser geeignet, diese Zusammenhänge zu verdeutlichen, als die Sanierung des 
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Aasees. Erste Erfolge sind bereits zu sehen: Die giftigen Blaualgen sind weg; jetzt 
gilt es die Wasserqualität weiter zu steigern, damit es eines Tages (wieder) heißen 
kann: „Pack die Badehose ein, wir geh’n zum Aasee“! 

 
Soziale Balance  
 
Die soziale Balance, die Münster stets auszeichnete, ist in Gefahr. Massive 
Kürzungen bei sozialen Leistungen, zum Beispiel bei der Gewährung von Wohngeld, 
bei der  Bezahlung von KindergärtnerInnen und ErzieherInnen und bei 
Bildungsangeboten der Stadt, vor allem in der Stadtbücherei und in der 
Volkshochschule, verschärfen die Spaltung der Gesellschaft in arm und reich. CDU 
und FDP tragen durch ihre kaltschnäuzige Sparpolitik mit Verantwortung dafür, dass 
ein wachsender Anteil der Bevölkerung von Armut bedroht wird und die 
Lebensqualität in Münster sinkt. Die Kommunalwahl 2009 muss den Weg zu 
besserer sozialer Sicherung, zu größerer  Teilhabe an Kinderbetreuung, an Bildung, 
Kultur und öffentlichem Leben und zu  mehr Chancengleichheit freimachen.  

 
Wir wollen 
 
... den Münsterpass wieder einführen und ein Sozialticket für den ÖPNV 
GRÜNE wollen eine  faire Chance zur  gesellschaftlichen Teilhabe für jeden, 
unabhängig vom Einkommen. Der Münsterpass soll wiederbelebt werden, nachdem  
CDU und FDP ihn begraben haben. Er ermöglicht unbürokratisch und ohne 
Diskriminierung Nachlässe oder auch die Befreiung von Gebühren für 
einkommensarme Gruppen für Theater, Erwachsenenbildung, Familienbildung, 
Bäder u. a. m.  Damit verbunden ist ein Sozialticket für den ÖPNV. 
 

... einen Energiesparfonds für arme Haushalte 
Energiesparen muss auch für arme Haushalte möglich werden. Energiesparende 
Geräte im Haushalt und Maßnahmen zur energetischen Sanierung von Wohnungen 
und Gebäuden kosten aber zunächst Geld bevor die Einsparung sich bemerkbar 
macht. Um arme Haushalte beim Energiesparen zu unterstützen wollen wir deshalb 
einen Energiesparfonds einrichten. 
 
... Kostenlose Kindertagesbetreuung bei einem Jahreseinkommen von weniger 
als 25.000 € 
Wir wollen frühkindliche Bildung, Erziehung und Betreuung ohne Abhängigkeit vom 
Einkommen der Eltern ermöglichen; Junge Menschen sollen bessere 
Bildungschancen bekommen. Studien zeigen, dass der Besuch einer Kita 
Bildungsdefizite bei Kindern aus sozial benachteiligten und bildungsfernen Familien 
ausgleichen kann. Auf dem Weg hin zur Beitragsfreiheit der Kitas wollen GRÜNE 
zunächst Anreize für Familien mit wenig Einkommen schaffen, damit sie ihren 
Kindern einen frühen Besuch einer Kita ermöglichen.  
 
... Münster soll barrierefrei werden 
Selbstbestimmt leben und soviel Eigenständigkeit wie möglich – andere 
Lebensentwürfe müssen trotz Behinderung möglich sein. Mit dem kostenlosen 
Fahrtendienst und einem Programm zur Barrierefreiheit wollen GRÜNE die 
Gleichstellung von Menschen mit Behinderung verbessern. 
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... „Rödl & Co“ einstampfen! 
Kahlschlag bei sozialen und kulturellen Leistungen, Abbau von Standards und 
trotzdem steigende Verschuldung der Stadt, das sind die „Erfolge“ der 
Schwarz/Gelben“ Finanzpolitik. Das von der Beraterfirma „Rödl & Partner“ 
ausgearbeitete Sparprogramm ist total einseitig und  trifft vor allem Grundleistungen 
der Daseinsvorsorge, egal ob Stadtbücherei, Volkshochschule oder die Arbeit freier 
Träger. Trotzdem weist der Haushalt der Stadt ständig Defizite von 50 Mio. € auf. 
Das ist eine Politik zu Lasten der jungen Generation, die den Schuldenberg von 
bereits 750 Mio. € abtragen muss. GRÜNE wollen den Haushaltsausgleich ernsthaft 
angehen. Das von CDU und FDP verhängte Tabu für höhere Gewerbesteuern ist 
ebenso grober Unfug wie die zwanghafte Vorstellung, ständig überflüssige Strassen 
bauen zu müssen. GRÜNE wollen eine andere Sparpolitik, die Lasten der Sanierung 
auf alle Schultern verteilen und die soziale Balance wieder herstellen.  
 
... ein neues Südbad bauen 
Wie kein anderes Ereignis, hat Schließung und Abriss des Südbades die unsoziale 
Sparpolitik von Schwarz/Gelb offen gelegt. SchülerInnen von mehr als 10 Schulen, 
SportlerInnen aus Vereinen und Menschen aus der Umgebung müssen nun auf 
Schwimmen in der Nähe verzichten. Der Förderverein Südbad kämpft für ein neues 
Südbad in seiner Trägerschaft. GRÜNE wollen, dass dieser Kampf zum Erfolg führt, 
und wir werden deshalb den Neubau des Bades mit städtischen Mitteln fördern.  

 
Bildung und Schulen  
 
Unser Leitprojekt der Bildung ist die Schule für Alle,  die alle bisherigen Schulformen 
integriert und in der Kinder bis zum Abschluss der 10. Klasse gemeinsam lernen. 
Das viergliedrige Schulsystem wird für mehr und mehr Kinder zur persönlichen 
Sackgasse: die Zahl der Schulabbrecher steigt, die Qualifikation der 
Hauptschulabsolventen fällt immer mehr ab und die zunehmende Konkurrenz um die 
Aufnahme in Realschule und Gymnasium  benachteiligt Kinder armer Eltern.  
GRÜNE werden Schulentwicklung deshalb auch im Land NRW auf die 
Tagesordnung zurückholen. GRÜNE werden beantragen, dass eine erste „Schule für 
Alle“ in Münster errichtet wird.  
 
Wir wollen  

 
... eine Schule für Alle 
Wir wollen alle Münsteraner Schulen der Primarstufen und der weiterführenden 
Sekundarstufe I zügig zu gebundenen Ganztagsschulen ausbauen. Dieser Schulform 
gehört die Zukunft, und sie muss deshalb bei der Schulentwicklung Vorrang 
bekommen. In der Schule der Zukunft sollen alle Gruppen gleichberechtigt 
zusammenarbeiten: Lehrer/innen, Sonderpädagogen und sozialpädagogische 
Fachkräfte, ebenso wie Jugendsozialarbeiter/innen und Psycholog/innen. 400-Euro-
Kräfte müssen auf Dauer durch fest eingestelltes Fachkräfte ersetzt werden. In die  
Schulentwicklung müssen SekretärInnen und HausmeisterInnen einbezogen werden.  
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... und vollwertiges Schulessen für alle Kinder  
Allen Kindern und Jugendlichen in Ganztagsschulen soll ein vollwertiges Schulessen 
angeboten werden. Eltern mit niedrigem Einkommen und Hartz IV-EmpfängerInnen 
sollen von finanzieller Beteiligung an den Kosten der Mahlzeiten befreit werden.  
 
... Schulräume als Lebensräume 
Durch Ganztag werden Schulräume zu Lebensräumen. SchülerInnen brauchen 
deshalb auch Räume und  Schulhöfe für Pausen und für die Freizeitgestaltung. In 
einem ersten Schritt soll jede Ganztagsschule  einen Mehrzweckraum erhalten, der 
in der einstündigen Mittagspause als Mensa und als Freizeitraum, zum Chillen, zur 
Erholung und zum Spielen genutzt werden kann. 
 
Zusätzlich zu den Mitteln der Schulpauschale soll die Stadt den Schulen jährlich 5 
Mio. € Verbesserung der Ausstattung der Schulen mit Fachräumen, Aulen und 
Mensen sowie zum Abbau des Sanierungsstaus in den Schulgebäuden  zur 
Verfügung stellen. Durch Umstrukturierung frei werdende Schulgebäude bleiben 
grundsätzlich für bildungs- und soziokulturelle Zwecke erhalten.  
 
... die  Gruppengrößen  in den offenen Ganztagsgrundschulen  auf unter 25 
Kinder senken  
Betreuung, Bildung und Erziehung sind zentrale GRÜNE Ziele. Betreuung umfasst 
mehr als Beaufsichtigung; auch persönliche Unterstützung und Betreuung gehören 
dazu. Bildung verstehen wir nicht nur als die Vermittlung von Wissen, sondern auch  
als Förderung der Persönlichkeitsbildung und der Aneignung sozialer und kultureller 
Kompetenzen. Hierfür brauchen Schulen genügend pädagogische Fachkräfte und 
angemessene Gruppengrößen. Die Gruppen an den Offenen Ganztagsgrundschulen 
sind mit zurzeit durchschnittlich 30 Kindern pro Gruppe überfüllt. Die maximale 
Gruppengröße soll auf 25 Kinder, perspektivisch auf 20 Kinder gesenkt werden. Ab 
dem 26. Kind soll deshalb regelmäßig eine neue Gruppe gebildet und eine zweite 
Erzieherin/zweiter Erzieher eingestellt werden. Als Sofortmaßnahme sollen im 
Schuljahr 2009/2010  20 neue Gruppen  an den Offenen Ganztagsschulen 
eingerichtet und mit den notwendigen Fachkräften versorgt werden. 

 
Nachhaltige Wirtschaft und Arbeitsplätze 
 
Münster muss im Wettbewerb um Arbeitsplätze und Unternehmen seine besondere 
Standortfaktoren mobilisieren: Die Zugkraft der Hochschulen, die weitgehend 
krisenfeste mittelständische Struktur der  heimischen Betriebe und die Lebensqualität 
in der Stadt. Die Hochschulen bieten der Stadt mehr Arbeitsplätze als jeder andere 
Sektor der Wirtschaft; das wirtschaftliche Wachstum der Hochschulen und der 
hochschulnahen Einrichtungen und Institutionen wie dem Technologiepark oder dem 
CeNTech muss die Stadt deshalb besonders fördern. Standortsicherung und –
entwicklung ist auch für die  Maxime für alle anderen Sektoren der Wirtschaft. 
Maßnahmen, um die Existenzbedingungen der vorhandenen Betriebe zu verbessern, 
Erweiterungen zu ermöglichen und Verlagerungen innerhalb der Stadt zu  fördern, 
müssen Vorrang haben vor dem ruinösen Wettbewerb um Neuansiedlungen.  
 
Für GRÜNE ist der Standortfaktor „Lebensqualität in Münster“ von besonderer 
Bedeutung. Arbeitsplätze in der Tourismus- und Freizeitwirtschaft und in den schnell 
wachsenden Sektoren Gesundheit, Wellness und Umwelttechnologien bauen auf 
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Wohnqualität, gute Umweltbedingungen und landschaftliche Schönheit. Der Schutz 
des „Standortfaktors Grün“ hat deshalb auch wirtschaftspolitische Bedeutung.    
 
Wir wollen 
 
... mit grünen Ideen schwarze Zahlen schreiben 
GRÜNE unterstützen das Projekt Ökoprofit®, das den betriebs- und 
produktionsintegrierten Umweltschutz erfolgreich in Münsteraner Betriebe trägt. Wir 
unterstützen Flächenrecycling, die Reaktivierung von brach liegenden 
Industrieflächen und wollen Optionen der Stadt auf künftigen Konversionsflächen. 
Die Umwandlung der ehemaligen Kaserne auf der Loddenheide ist hierbei Vorbild. 
Wir halten zudem die Beteiligung der Stadt an einem regionalen Gewerbeflächen-
Monitoring für wichtig. Bei der Vergabe von Gewerbeflächen sollen ökologische und 
soziale Kriterien berücksichtigt werden.  
 
... die Zugkraft der Hochschulen nutzen 
Münsters wirtschaftliche Zukunft liegt aus GRÜNER Sicht vor allem in der 
Zusammenarbeit mit den Hochschulen und den Branchen, die Impulse von 
Wissenschaft und Forschung nutzen. Die ersten, noch zaghaften Formen der 
Zusammenarbeit zwischen Stadt und Hochschulen müssen deutlich ausgebaut 
werden, um Know how aus Wissenschaft und Forschung in zusätzliche Arbeitsplätze 
umzusetzen. 
 
... den Standortfaktor „Klimafreundlich und Grün“ nutzen  
„Klimafreundlich und GRÜN“ - das ist ein noch zu wenig beachtetes Markenzeichen 
für Münster. BesucherInnen und Touristengruppen zeigen sich nicht nur beeindruckt 
von der historischen Altstadt, sondern auch von den Grün- und Freiflächen, den 
Fahrradwegen und der Münsterländischen Parklandschaft, die sich bis in die Stadt 
hinein erstreckt. Der Freiraum ist ein bedeutender touristischer Standortfaktor und  
Grundlage für viele Arbeitsplätze. Den Freiraum zu erhalten und zu entwickeln ist 
aus Sicht der GRÜNEN deshalb auch ein Anliegen der Wirtschaftsförderung.  
 
Wir sind davon überzeugt, dass eine ökonomisch und ökologisch verantwortbare 
Gewerbeflächenpolitik der für Münster wichtigen Industrie den notwendigen Raum für 
Betriebserweiterung und Ansiedlung zur Verfügung stellen kann. Die geplanten mehr 
als 90 ha großen Gewerbe- und Industrieflächen in Amelsbüren lehnen wir aus 
umwelt-, finanz- und wirtschaftspolitischen Gründen allerdings ab. GRÜNE 
unterstützen interkommunale Gewerbegebiete und die Ansiedlung von Firmen in 
Ortsteilen.  

 
Stadt zum Leben – Stadt für Frauen 
 
Nicht zuletzt die Frage nach der Vereinbarkeit von Familie und Beruf oder auch die 
von Studium und Beruf spielen besonders für Frauen eine hervorgehobene Rolle. 
Investitionen in den Ausbau und die qualitative Verbesserung von Angeboten für die 
Ganztagsbetreuung für alle Altersstufen ab 0 Jahre sind ein zentrales Anliegen 
GRÜNER Politik. Durch mangelhafte Angebote der Betreuung- und Unterstützung 
werden besonders Frauen in ihrer beruflichen Entwicklung stark eingeschränkt. . 
Dieser Missstand muss durch gezielte Maßnahmen zur Verbesserung der 
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Betreuungssituation abgebaut werden. Selbstverständlich bietet Kinderbetreuung 
auch Männern die Möglichkeit, Familie und Beruf besser vereinbaren zu können. 

 
Stadt mit Kultur 
 
Der Schwerpunkt GRÜNER Kulturpolitik in Zeiten knapper öffentlicher Kassen liegt in 
einem ausgewogenen und vielfältigen Angebot kultureller Infrastruktur wie 
Musikschulen, Büchereien, freie Szene, Stadtteilkultur, in Angeboten von und für 
EinwanderInnen, Bürgerradio u. v. a. m. sowie der Spitzenkultur auf internationalem 
Niveau. GRÜNES Ziel ist es, allen Menschen bezahlbare kulturelle Teilhabe und die 
eigene künstlerische Entfaltung zu ermöglichen.  

 
Stadt mit Zukunft – Zivilgesellschaft stärken 
 
Bei allen Zielen, die GRÜNE bei der Kommunalwahl 2009 verfolgen, spielt das 
Engagement der BürgerInnen eine herausragende Rolle. Von spontanen 
Bürgerinitiativen gegen unsinnige Großprojekte oder für die Erhaltung von 
Einrichtungen im Stadtteil, über den kontinuierlichen Einsatz im Umwelt-, Sozial- und 
Kulturbereich bis zum Einsatz für die Einwanderungsstadt Münster, für die Eine Welt 
sowie für Frieden übernehmen viele Gruppen und Verbände Verantwortung und 
machen Münster zu einer offenen und besonders lebenswerten Stadt. Sie waren und 
bleiben für GRÜNE Ansprech- und Kooperationspartner. Ihre Anregungen müssen 
von Politik und Verwaltung ernsthaft geprüft und nach Möglichkeit berücksichtigt 
werden; ihre Arbeit soll von der Stadt nach Kräften unterstützt werden. 
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Klimaschutz und Stadtentwicklung 
voranbringen 

 

► Klimaschutzprogramm der Stadtwerke statt Beteiligung an einem     
Kohlekraftwerk 

► 100 Prozent Strom für Münster aus erneuerbaren Energien bis 
zum Jahr 2040 

► 500.000 € städtische Fördermittel jährlich für Energieeinsparung 
in alten Gebäuden 
► Aasee wieder zum Badesee machen 

► Wiedereinrichtung eines Dezernates für Umwelt und Klimaschutz 
in der  Stadtverwaltung 
 

Klimaschutz ist eine kommunale Aufgabe 
Stürme wie „Kyrill“, hochsommerliche Temperaturen im April, häufige 
Überschwemmungen an Werse oder Angel und Wetterkapriolen während des 
ganzen Jahres machen deutlich: Der Klimawandel ist Realität, Ursache ist der 
vermehrte Ausstoß von Treibhausgasen, allen voran CO2.  

Gegen die Folgen des Klimawandels hilft nur ein konsequenter Umbau der 
Industriegesellschaft. Wir brauchen eine neue industrielle Revolution für 
Energieeinsparung, Energieeffizienz und Erneuerbare Energien. Der Klimawandel 
stellt die wichtigste Herausforderung zu Beginn des 21. Jahrhunderts dar. 

Weder die Bundesregierung noch die Landesregierung NRW bringen im Moment 
genügend politische Kraft auf, um konkrete Maßnahmen zur Umsetzung der 
vereinbarten Klimaschutzziele zu beschließen. Im Gegenteil, sie fordern sogar den 
Ausstieg aus dem Atomausstieg.  
Klimaschutz muss deshalb - wieder einmal – lokal vorangebracht werden.  Umwelt- 
und Klimaschutz sind  strategische Aufgaben der Städte für das nächste Jahrzehnt. 
Münster braucht ein Dezernat für Umwelt und Klimaschutz, um diese Aufgaben in 
ihrer ganzen Breite zu bewältigen.  
Um den CO2-Ausstoß bis 2020 um 40 % gegenüber 1990 zu senken, müssen alle 
Akteure ihre Anstrengungen auch in Münster massiv verstärken. GRÜNE wollen 
zudem ein ehrgeiziges Ausbauziel für erneuerbare Energien  festschreiben: 100 % 
Stromversorgung in Münster aus erneuerbaren Energien bis 2040. 
 
Nicht auf den Erfolgen ausruhen! 
In Münster haben Energieeinsparung und Klimaschutz eine lange Tradition. So 
wurde in Zeiten der Rot/Grünen Koalition 1994-1999 Beispielhaftes vorangebracht: 
Radstation am Hauptbahnhof, Gas- und Dampf-Anlage (GuD) im Hafen, 
Förderprogramm Altbausanierung, Niedrigenergiehausstandard für alle Neubauten, 
Steigerung des ÖPNV-Anteils am Stadtverkehr, intensive Beratung in Umwelt- und 
Energiefragen usw. wurden mit der Auszeichnung der Stadt als Klimahauptstadt in 
den Jahren 1997 und 2006 belohnt. Die bisherigen Erfolge werden allerdings 
zunehmend in Frage gestellt durch die Ignoranz der Schwarz/Gelben 
Rathausmehrheit, die Umweltschutz noch immer als nebensächlich ansieht.  
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Auf den Erfolgen der Vergangenheit kann sich Münster aber nicht ausruhen. Bis 
2005 wurde der CO2-Ausstoß gegenüber 1990 um rund 21 Prozent gesenkt. Bis 
2020 muss also noch einmal so viel eingespart werden um die national vereinbarten 
Einsparquoten zu erreichen. Es gilt deshalb, neue Initiativen zu entwickeln. 
 
Energieeffizienz und CO2-Einsparung durch Kraft-Wärme-Koppelung   
Die Stadtwerke Münster gehören zu den wichtigsten Instrumenten der 
Kommunalpolitik. Mit mehr als 1.200 Beschäftigten und einem Jahresumsatz von ca. 
450 Mio. € bilden sie einen wichtigen Pfeiler der Wirtschaft in Münster. Gewinne und 
Abgaben der Stadtwerke sind für die Finanzierung kommunaler Leistungen 
unverzichtbar. Seit 2002 floss mehr Geld an die Stadt, als der von CDU/FDP in 2002 
geplante Teilverkauf der Stadtwerke an private Konzerne erbracht hätte. 
Konzessionsabgaben, die Übernahme der Allgemeinkosten des ÖPNV sowie  
Gewerbesteuern und Gewinne aus der Energiewirtschaft tragen erheblich zur 
finanziellen Handlungsfähigkeit der Stadt bei.  
Für GRÜNE haben die Stadtwerke außerdem eine ganz entscheidende 
umweltpolitische Funktion: Globale und nationale CO2-Reduktionsziele können nur 
mit Hilfe kommunaler Energiepolitik umgesetzt werden. Auf diesem Weg haben die 
Stadtwerke Münster bereits einige Schritte mit Erfolg zurückgelegt: 

► Die hocheffiziente GuD im Hafen produziert nahezu die Hälfte des in Münster 
verbrauchten Stroms, liefert zusätzlich Fernwärme für mehr als 100.000 Menschen 
und erreicht durch die Kraft-Wärme-Koppelung einen Nutzungsgrad von 88 Prozent. 
Die CO2-Emissionen in Münster konnten durch die Anlage um mehr als 10 Prozent 
gesenkt werden. Ein Erfolg, der auch der Rot-Grünen Energiepolitik auf 
Bundesebene zu verdanken ist: Die Investition von fast 100 Mio. € wurde zu rd. 50 
Prozent durch Zuschüsse des Bundes gefördert.  

►  Neben der Fernwärme wächst auch die Zahl von Nahwärmeinseln, vornehmlich 
in den Außenstadtteilen. Ein Dutzend Blockheizkraftwerke (BHKW) erzeugen 
dezentral Wärme und Strom. Zusammen mit weiteren BHKW privater Betreiber wird 
in Münster eine Leistung von 28 MW vorgehalten – ebenfalls Energieerzeugung mit 
einem Wirkungsgrad von deutlich über 80 Prozent.  

► Investitionen in regenerative Energien bleiben dagegen bisher von 
untergeordneter Bedeutung, Ökostrom aus Wind- und Wasserkraft, aus Biomasse 
und aus Sonnenenergie erreicht einen Anteil von weniger als 5 Prozent an der 
Stromerzeugung. Hier besteht kräftiger Ausbaubedarf, um bis 2020 mindestens die 
angestrebte bundesweite Quote von 20 Prozent auch in Münster zu erreichen. 
 
Kein Rückfall in Kohlezeiten! 
Im Widerspruch zu den bisherigen klimapolitischen Ambitionen der Stadtwerke 
Münster steht der energiepolitische Salto rückwärts, der von Schwarz/Gelb  in Rat 
und Aufsichtsrat durchgedrückt wurde: 

► Die Stadtwerke sollen sich mit ca. 40 Mio. € an dem Bau eines neuen 
Kohlekraftwerks („GEKKO“) der RWE in Hamm-Uentrop beteiligen.  

► Die Nutzung von Biomasse für die Energieerzeugung  wurde von der CDU/FDP-
Mehrheit bislang verhindert, ein konkretes Projekt der Stadtwerke in Münster-
Nienberge kam durch Intervention der CDU im Aufsichtsrat erst kürzlich zu Fall.  

► Energiesparberatung für Haushalts- und Firmenkunden bieten die Stadtwerke 
zurzeit gar nicht an. 
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► BürgerInnen werden an der Nutzung regenerativer Energien bisher nur bei einer 
Handvoll von Einzelprojekten beteiligt. Die Chance, Betriebe und BürgerInnen als 
Nutzer und Profiteure von Photovoltaik, Wind- und Wasserkraft usw. mit ins Boot zu 
holen, wurde bisher zu wenig genutzt. Die Wirkung der Tochtergesellschaft „Neue 
Energien GmbH“ bleibt dadurch beschränkt. 
 
Vor allem der energiepolitische Roll-Back der Stadtwerke zur Kohle ist verheerend. 
Ohne Not wird damit wieder auf einen Energieträger – die Steinkohle – gesetzt, der 
aufgrund seiner hohen spezifischen CO2-Emissionen (rund 800 Gramm CO2 pro 
erzeugter kWh Strom) im Widerspruch zu der bisherigen Energiepolitik steht. Hinzu 
kommt, dass das Kraftwerk in Hamm nur im Kondensationsbetrieb arbeitet, ohne 
Auskopplung von Wärme und deshalb nicht über einen energetischen Wirkungsgrad 
von rd. 46 Prozent hinauskommt – mehr als die Hälfte der eingesetzten Energie geht 
aus dem Kühlturm verloren. Mehr als 2/3 der bisherigen CO2-Einsparung in Münster 
würde durch die Beteiligung am Kohlekraftwerk wieder zunichte gemacht! 

 
Stromversorgung in Münster bis 2040 zu 100 % aus erneuerbaren Energien 
Die Stadt Münster muss den kommunalen Entscheidungsspielraum nutzen, um eine 
Energieversorgung jenseits von Kohle, Öl und Atomkraft voranzutreiben. Ziel muss 
es sein, die Stromversorgung für Münster spätestens bis zum Jahre 2040  vollständig 
aus erneuerbaren Energieträgern  zu speisen. 
In der kommenden Ratsperiode wollen GRÜNE folgende energie- und 
klimapolitischen Maßnahmen ergreifen bzw. anstoßen:  

► Die Beteiligung der Stadtwerke Münster am Kohlekraftwerk  ist zu veräußern. Die 
Pläne für eine Beteiligung an einem Steinkohlekraftwerk der STEAG sind 
aufzugeben. Die erlösten Mittel verbleiben im Unternehmen Stadtwerke Münster und 
werden für Klimaschutz in Münster investiert. 

► Die Stadtwerke sollen weitere Erzeugungsanlagen auf Basis regenerativer 
Energien errichten. Die Ansätze der „Stadtwerke Münster Neue Energien GmbH“ 
sollen – möglichst in Kooperation mit anderen Akteuren - weiter ausgebaut werden. 
Unternehmen und  BürgerInnen sind als Partner zu beteiligen. 

► Die Stadtwerke sollen weitere Potentiale sowohl aus der Fernwärmeversorgung 
als auch aus Blockheizkraftwerken mit Nahwärmenetzen erschließen. Anreize für 
neue Kunden sind zu entwickeln. 

► Die Stadtwerke sollen ein Investitions- und Förderprogramm für Energie aus 
Biomasse auflegen und sich an Vorhaben zur klimafreundlichen Energieerzeugung in 
Münster und der Region beteiligen. Vorrang hat dabei die Nutzung von Biogas aus 
der Landwirtschaft als Brennstoff für die Kraft-Wärme-Koppelung und zur 
Substitution von Erdgas. 

 
Energiedienstleistungen ausbauen 
Die Stadtwerke müssen viel stärker als bisher ihre Rolle als Energiedienstleister 
wahrnehmen. Ziel ist es, den effizienten und sparsamen Umgang mit Energie zu 
fördern: 

► Der  lineare Tarif für Kleinverbraucher im Bereich 1.000 bis 2.000 kWh/a stellt 
einen ersten Schritt für das gewünschte Konzept der Stromspartarife dar, lineare 
Tarife sind auch für andere Verbraucher anzubieten.  
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► In Kooperation mit der Stadt, mit Sozialhilfeträgern, Arge und entsprechenden 
Wohnungsbauträgern (z. B. Wohn- und Stadtbau) sollen die Stadtwerke das Projekt 
"Münsteraner Energiesparservice" als Qualifizierungsmaßnahme für Bezieher von 
Arbeitslosengeld II betreiben. Die Teilnehmer werden im Projekt zu Energieberatern 
geschult und geben ihre Kenntnisse über Möglichkeiten den Energie- und 
Wasserverbrauch in Haushalten zu senken, an Personen weiter, die ebenfalls ALG 
II- oder Sozialhilfe-Empfänger sind. Damit soll ein Personenkreis für das Thema 
Energiesparen sensibilisiert und umfassend beraten werden, der durch gängige 
Energieberatungsangebote oft nicht erreicht wird. 

► Die persönliche Energiesparberatung soll wieder aufgebaut werden.  Haushalts- 
und Gewerbekunden sollen über Möglichkeiten der Energieeinsparung, der Nutzung 
von Fördermitteln zur energetischen Sanierung und Modernisierung von Gebäuden 
und zur Nutzung regenerativer Energien im Haushalt, im Haus und im Betrieb 
informiert werden. Dadurch soll die Energieberatung der Verbraucherzentrale und 
des Umweltamtes der Stadt ergänzt und intensiviert werden. GRÜNE fordern in 
diesem Zusammenhang  die Umsetzung des Top-Runner Ansatzes auf 
Bundesebene.  
 
Stadt muss beim Klimaschutz Vorbild sein 
Für den Klimaschutz müssen alle gesellschaftlichen Kräfte in Münster zusammen 
wirken. GRÜNE  wollen diesen Prozess vorantreiben und fordern: 

► Die Einrichtung eines ständigen Beirates für Klima und Energie als unabhängiges 
Beratergremium  

► Der Ausbau der Koordinationsstelle für Klima und Energie (KLENKO) in der 
Stadtverwaltung, 

► Die stärkere Förderung der Arbeit der freien Gruppen (Energiewende, fair planet, 
Förderverein Südbad etc.) und des bürgerschaftlichen Engagements. 
 
 Bei diesen Aufgaben soll auch die Zusammenarbeit  mit den Kreisen und 
Gemeinden der Region verstärkt werden. Ziel ist ein Klimapakt Münsterland. 
 
Ein neues Dezernat für Umwelt und Klimaschutz in der Stadtverwaltung soll  
Aufgaben bündeln und Projekte voranbringen. Um den Stillstand in der Klimapolitik 
zu überwinden sollen:  
 

 ► Dächer kommunaler Gebäude kostenfrei für Photovoltaikanlagen angeboten 
werden; Öffentliche und private Dachflächen erfasst, bewertet und potentiellen 
Nutzern mit einer Solardachbörse im Internet bekannt gemacht werden;  

► neue städtische Gebäude nur noch im Passivhausstandard errichtet werden; der 
Heizenergieverbrauch im Gebäudebestand schrittweise auf unter 100 kWh je qm 
Nutzfläche (Durchschnittswert) gesenkt werden; 

► erneuerbare Energien bei der Beheizung kommunaler Gebäude regelmäßig 
genutzt werden (Solarwärme, Holzpellets, Geothermie, Biogas usw.);  

►  weitere Vorranggebiete für die Windkraftnutzung ausgewiesen werden;  

► gemeinsames Energiesparen in Kindertagesstätten und Schulen als Daueraktion 
verankert und personell stärker unterstützt werden; Erträge aus den Sparerfolgen zur 
Hälfte den Einrichtungen überlassen werden; 
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► die Unterstützung Münsteraner Unternehmen durch „Ökoprofit“ als Daueraufgabe 
institutionalisiert und von der Stadt organisiert und finanziert werden und  

► Energie fressende Heizpilze auf städtischen Flächen nicht mehr zugelassen 
werden. 
 
Klimaschutz im Städtebau weiterentwickeln 
Klimaschutz fängt bei der Stadtplanung an. In Münster wurden bereits unter 
Rot/Grün  entsprechende Regelungen eingeführt: Südorientierung der Gebäude, 
Kompaktbauweise und Niedrigenergiehausstandard bei Erwerb von städtischen 
Baugrundstücken.  
In den letzten Jahren wurde Klimaschutz bei der Siedlungsentwicklung allerdings 
kaum weiterentwickelt und nicht mehr konsequent umgesetzt. Wir wollen 
zukunftsfähige Standards nicht nur bei Einzelprojekten, sondern auf breiter Front. 
Erwerber von städtischen Baugrundstücken sollen beim Hausbau den gesetzlich 
geforderten Wärmedämmstandard deutlich unterschreiten, sowie eine zusätzliche 
Solarkomponente (Solarthermie) und Photovoltaik) verwirklichen. Festgelegt werden 
soll deshalb, dass der Verkauf städtischer Baugrundstücke und der Abschluss 
städtebaulicher Verträge künftig an die Einhaltung des  Passivhausstandards 
gebunden werden. Daneben sollen Modellprojekte gefördert werden, die 
vorbildlichen Klimaschutz gewährleisten. Ein Vorbild ist für uns dabei die 
Plusenergiehaus®-Siedlung in Freiburg. Musterprojekte sind offensiv zu bewerben.  
 
Wir wollen einen Klimaschutzplan für jedes neue Baugebiet. Ziel ist es in jeder neuen 
Siedlung eine ausgeglichene oder sogar positive Energiebilanz zu erreichen.  
 
Weitere Autofreie Siedlungen 
Die autofreie Wohnsiedlung „Wohnen +“ an der Weißenburgstraße  hat bewiesen, 
dass Bedarf für Wohnen ohne eigenes Auto besteht und autofreie Siedlungen 
besonders bei Familien mit kleinen Kindern beliebt sind. GRÜNE wollen an diesen 
Erfolg anknüpfen und weitere autofreie Siedlungen in Münster verwirklichen. 
 
Alte Gebäude energetisch sanieren 
Das von Rot/Grün 1995 eingeführte Förderprogramm zur Altbausanierung hat sich 
als sehr erfolgreich erwiesen. Animiert durch die Förderung und kostenlose 
Umweltberatung haben Baufrauen und Bauherren mehr als 40 Millionen Euro in 
mehr als 1.000 Häuser investiert um diese energetisch zu sanieren.  Eine Evaluation 
aus dem Jahr 2004 bescheinigte dem Programm ein jährliches Einsparvolumen an 
Heizkosten von 6,5 Mio. €. Das Programm stellt auch eine erfolgreiche Form der 
Wirtschaftsförderung vor allem kleiner und mittelständischer Unternehmen in der 
Region dar. CDU/FDP haben das Programm trotzdem kräftig gekürzt.  Wir wollen die 
Fördermittel wieder erhöhen und 500.000 € pro Jahr bereitstellen. Beispielhafte 
Projekte sollen der Öffentlichkeit präsentiert werden.  
 
Viele Sozialwohnungen in Münster sind schlecht isoliert und verwenden veraltete 
Heizungssysteme. Die Bewohnerinnen und Bewohner dieser Wohnungen sind von 
steigenden Energiekosten besonders stark betroffen. Wir wollen deshalb ein 
Programm auf Contracting-Basis für die energetische Sanierung sozialen 
Wohnraums entwickeln und umsetzen. Dies ist nicht nur ökologisch, sondern auch 
finanzpolitisch sinnvoll, da die Stadt oft für die Heizkosten der Bewohnerinnen und 
Bewohner von Sozialwohnungen aufkommen muss.  
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Auch städtische Gebäude müssen energieeffizienter werden. Schwerpunkt sind 
Schulen und Kindergärten. Jede Sanierung von Gebäuden der Stadt muss auch zur 
Energieeinsparung genutzt werden. Die Mehrausgaben amortisieren sich über 
geringere Energieausgaben in wenigen Jahren und sorgen dann für ein dickes Plus 
in Münsters Kassen. Hier setzen wir auch auf die Mitwirkung der NutzerInnen 
städtischer Gebäude. Schulen und Kindergärten sollten einen Teil  der eingesparten 
Energiekosten für ihre Zwecke als Bonus erhalten  So profitieren alle vom effizienten 
Umgang mit Energie.  
 
Grünflächen erhalten und pflegen  
Wer zum ersten Mal nach Münster kommt, stellt sofort fest, dass Münster eine grüne 
Stadt ist. Viele nationale und internationale Preise, mit denen Münster in den letzten 
Jahren ausgezeichnet wurde, honorieren Umwelt und Grün. Von offizieller Seite 
werden diese Erfolge aber weitgehend ignoriert. So behandelt das Integrierte 
Stadtentwicklungs- und Stadtmarketingkonzept die Umweltqualität lediglich als 
Anhängsel von Sport und Freizeit. Die einzigartigen und preisgekrönten Grünzüge 
und –ringe in Münster leiden unter Auszehrung und Entwicklungsstopp. Nur ein paar 
Beispiele: Die dritte Nordtangente droht  aus dem zweiten Grünring ein Asphaltband 
zu machen, die Austermannstraße bedroht das Kinderbachtal und die Erweiterung 
des Wienburgparks lässt weiter auf sich warten. 
Noch schlimmere Auswirkungen drohen, wenn Schwarz/Gelbe Großprojekte 
realisiert werden: Das Industriegebiet Südwest mit nahezu 100 Hektar und der 
Airport-Park am FMO mit 200 Hektar Flächenfraß In der Region. Auch innerstädtisch 
werden wertvolle Freiflächen wie zum Beispiel der Stubengassenplatz zubetoniert. 
Wir wollen diese Entwicklung stoppen. Großzügige Grünflächen sind ein 
Markenzeichen Münsters und sollen in der Stadtplanung einen entsprechenden 
Stellenwert erhalten. Wir wollen die Investitionen in das städtische Grün wieder 
steigern. Statt vieler Neubaugebiete „auf der grünen Wiese“ wollen wir deshalb 
verstärkt auf die Entwicklung urbaner Quartiere setzen. Innenentwicklung und 
Nutzung von Brachflächen sind unsere Forderungen.  
 
Aasee zum Badesee machen 
GRÜNE wollen den Aasee sanieren und ihn als Erholungs- und Freizeitgelände im 
Zentrum der Stadt ausbauen. Die alljährliche Phosphor-Eliminierung reicht 
erfahrungsgemäß nicht aus, um die Wasserqualität nachhaltig zu verbessern. Der 
Eintrag von Düngemittelrückständen muss vermindert werden. Wir wollen deshalb 
mit den Gemeinden und den Anliegern im Einzugsgebiet der Seezuflüsse 
gemeinsam eine Lösung finden, die Einflüsse der Pflanzennährstoffe zu minimieren. 
Möglichst bald soll der Aasee nach langer Pause wieder als Badesee genutzt werden 
können. 
 
Förderung des ökologischen Landbaus  
Der ökologische regionale Anbau ist die umwelt- und klimafreundlichste Variante der 
Nahrungsmittelerzeugung und dient dem Boden- und Gewässerschutz. Aus diesem 
Grund wollen wir die Anbauflächen und Vermarktungsmöglichkeiten in Münster 
erweitern. 
 
Emshof als Schulbauernhof und Umweltbildungszentrum  
Der Emshof leistet durch die Vermittlung von Wissen über Umwelt und Natur und die 
Notwendigkeit umwelt- und klimagerechter Verhaltensweisen eine unschätzbar 
wichtige Arbeit für die Zukunft. Der Emshof ist deshalb als wichtige Einrichtung der 
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regionalen Umwelt- und Klimaschutzpolitik zu erhalten und auszubauen. Der 
Pachtvertrag soll langfristig abgeschlossen werden. Als Eigentümer der Flächen und 
der Gebäude  muss die Stadt zudem die baulichen Voraussetzungen für den Betrieb 
des Emshofes sicherstellen. Ein städtischer Zuschuss zu den Baukosten, ist 
bereitzustellen, um die dauerhafte Betreuung von Schulklassen zu gewährleisten. 
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Soziale Balance in Münster wieder gewinnen 
 

► Münsterpass und Sozialticket für den ÖPNV  

► Kindercard für Sportverein, Musikunterricht und außerschulische 

Förderangebote für Kinder und Jugendliche aus einkommensarmen 

Familien  

► Energiesparfonds für einkommensarme Haushalte 

► Kostenfreier Fahrtendienst für Menschen mit Behinderung 

► Fonds für Gebärdendolmetscher 

 

Soziale Teilhabe für Alle sicherstellen 

Wir möchten ein städtisches Leben, das durch Solidarität, Toleranz und Vielfalt 

geprägt ist und von allen BürgerInnen aktiv mit gestaltet werden kann. Um dieses 

Ziel zu erreichen, wollen wir den Münsterpass wiederbeleben und der Ausgrenzung 

einkommensarmer BürgerInnen entgegenwirken. Dazu soll auch ein Sozialticket für 

den ÖPNV gehören. Ärmeren Kindern und Jugendlichen wollen wir den Zugang zu 

Sportvereinen, Musikschulen und anderen außerschulischen Lern- und 

Förderangeboten erleichtern. 

 

Wir wollen auch Qualifikation und nachhaltige Integration fördern, statt  Menschen zu 

Niedriglöhnen in kurzfristige Beschäftigung abzudrängen. Wir können vor Ort die 

Hartz IV-Regelungen nicht außer Kraft setzen, aber wir wollen den gesetzlich 

möglichen Gestaltungsspielraum in der ARGE Münster soweit wie möglich dafür 

nutzen, dass die Leistungen zur Grundsicherung und Arbeitsmarktintegration den 

betroffenen Menschen gerecht werden. Zusätzlich sind die Ombudsstelle und die 

unabhängige Sozialberatung wichtige Unterstützungsmöglichkeiten, die dabei helfen, 

dass die sozialen Bürgerrechte nicht im Behörden- und Paragrafendickicht auf der 

Strecke bleiben. Im Bereich der Beschäftigung fördernden Maßnahmen setzen wir 

uns weiterhin dafür ein, dass in Münster die Vermittlung von Ein-Euro-Jobs 

nachrangig geschieht und diese mehr als Instrument zur Wiedereingliederung bei 

schwerwiegenden Arbeitsmarkthemmnissen gesehen wird. Dabei soll auch in 

Münster die  Entgeltvariante stärker genutzt werden. Mehr als bisher sollen 

TeilnehmerInnen an Integrationsmaßnahmen durch gezielte Fördermaßnahmen eine 

reelle Chance bei Bewerbungsverfahren zur Besetzung von Stellen bei der Stadt 

Münster erhalten. Die Stadt Münster soll sich auch auf Dauer mit einem Eigenanteil 

an innovativen und ergänzenden arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen beteiligen. 

 

Gesund leben und gesund bleiben in Münster 

Man möchte meinen, Münster ist eine der gesündesten Städte Deutschlands. Das 

stimmt auch in Teilen, aber ähnlich wie bei den Bildungschancen entscheiden 

Einkommen und soziale Herkunft über die Chancen, gesund zu bleiben. Das belegt 

die Schuleingangsuntersuchung, die für Münster einen deutlichen Zusammenhang 

zwischen der sozialen Herkunft und der gesundheitlichen Lage der Kinder aufzeigt. 
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Auch in diesem Fall sind Kinder und Jugendliche mit Migrationsbiographien 

besonders benachteiligt.  

 

Münster ist eine Hochburg medizinischer Dienstleistungen. Acht Krankenhäuser und 

das Universitätsklinikum sowie zahlreiche Facharztpraxen beweisen dies. Doch auch 

unsere Stadt ist von Sparmaßnahmen im Gesundheitssektor betroffen. Wir sehen 

hier die Bundes- und Landespolitik in der Pflicht dafür Sorge zu tragen, dass in 

Münster ausreichende Versorgungskapazitäten auf hohem Qualitätsniveau und bei 

fairen Arbeitsbedingungen erhalten bleiben. 

 

CDU und FDP haben die kommunalen Mittel für Gesundheitsförderung stark 

zurückgefahren. Stattdessen müssen seit Jahren erprobte gute Ansätze, wie die 

Familienhebamme oder die Gesundheitsförderung in den Kindertageseinrichtungen, 

ständig wieder um ihre Finanzierung durch von außen besorgte Projektmittel bangen. 

Wir wollen deshalb die Gesundheitsförderung für Menschen aus schwierigen 

sozialen Lagen wieder zur Regelaufgabe kommunaler Gesundheitspolitik machen 

und mit einem festen Etatansatz versehen. Ein verbindliches Handlungsprogramm 

zur Gesundheitsförderung mit messbaren Zielen soll dazu beitragen, dass Menschen 

aller Altersgruppen und unabhängig von ihrer Herkunft ihre Gesundheitsrisiken 

senken können.  

 

Auch in Münster besteht noch ein erhebliches Defizite in der psycho-sozialen 

Versorgung. Handlungsbedarf besteht u. a. beim Ausbau des ambulanten 

Angebotes, des Krisennotdienstes und der Tagesbegleitung. Insbesondere müssen 

die Angebote für Kinder und Jugendliche verbessert werden. Hierzu gehört auch eine 

stärkere Koordination mit der Jugendhilfe. Ebenso müssen weitere flexiblere 

Angebote für Menschen mit psychischen Problemen insbesondere auf dem ersten 

Arbeitsmarkt geschaffen werden, die dem individuellen Leistungsvermögen 

entsprechen.  

 

Münster muss Hauptstadt der Selbsthilfe bleiben 

Der durch viel ehrenamtliches Engagement und Selbsthilfe getragenen Ausweitung 

von Angeboten zur Unterstützung und Begleitung von Menschen in 

Krisensituationen, in der Hospizarbeit und in der gesundheitlichen Selbsthilfe wollen 

GRÜNE durch eine nachhaltige Förderstruktur Rechnung tragen. Selbsthilfe kann 

und soll aber professionelle Hilfe und Beratung nicht ersetzen, sondern nur 

ergänzen. Deshalb braucht das bereits bestehende und vielfältige Netz sozialer und 

gesundheitlicher Angebote und Hilfen in Münster klare finanzielle Zusagen und darf 

nicht weiteren Kürzungen ausgesetzt werden. Aids- und Suchtprävention sowie die 

Schwangerschaftskonflikt- und Sexualberatung bleiben wichtige Aufgaben und 

dürfen trotz gekürzter Landesmittel nicht zurückgefahren werden. 

 

Zusammenleben von Alt und Jung fördern - Selbstbestimmung im Alter sichern 

Wir wollen in den Stadtteilen und Wohnquartieren das Zusammenleben der 

Generationen fördern. Die BewohnerInnen sollen an der Gestaltung der 

Wohnquartiere und Stadtteile beteiligt werden. Eigeninitiative, Kreativität und 

Selbstbestimmung sollen gefördert und unterstützt werden. Gerade auch Kinder und 
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Jugendliche sollen Möglichkeiten bekommen sich in der Gestaltung ihres Stadtteils 

und ihrer Lebenswelt einzumischen.  

 

Der demografische Wandel stellt die Stadt- und die Sozialplanung vor neue 

Herausforderungen und Aufgaben. Er bietet aber zugleich neue Perspektiven für die 

Menschen und für das Gemeinwesen, denn die Infrastruktur und Versorgungsformen 

müssen sich neu ausrichten. Viele Menschen wollen auch im Alter möglichst 

selbstständig zu Hause leben oder eine gemeinschaftliche Wohnform in Anspruch 

nehmen, die neben einer eigenen Häuslichkeit bei Bedarf eine gesicherte Pflege 

bietet. Die GRÜNEN fordern schon seit zwei Jahrzehnten einen Kurswechsel im 

System der Altenhilfe. Wir wollen die Ansiedlung weiterer Pflege-Großeinrichtungen 

verhindern und setzen uns für ein breites Angebot an Wohn- und Pflegeangeboten 

ein, die den Wünschen nach Individualität, Vertrautheit und Überschaubarkeit 

Rechnung tragen. Dieses wollen wir durch quartiersbezogene Wohn- und 

Pflegeangebote, sowie Quartiersnetzwerke und -stützpunkte für die Orts- und 

Stadtteile unterstützen. Wir setzen uns dafür ein, dass diese Wohn- und 

Pflegeformen bedarfsgerecht in allen Stadtteilen angeboten werden. Hierzu gehört 

auch das Wohnen mit Versorgungssicherheit.  

 

Neue zusätzliche Wohn- und Hilfeangebote für pflegebedürftige und ältere Menschen 

sollen verstärkt auch im normalen Wohnungsbau vorgehalten werden. Dafür bieten 

sich beispielsweise Kooperationen von Wohnungsunternehmen, sozialen Trägern 

und Betroffeneninitiativen an. Städtische Sozial-, Bauland- und Wohnungspolitik 

müssen auch bei der Schaffung von Wohn- und Pflegeangeboten im Alter Hand in 

Hand arbeiten. Wir setzen uns für die Stärkung und Schaffung einer Infrastruktur ein, 

die das Zusammenleben verschiedener Generationen im Wohnquartier und Stadtteil 

fördert. Dies schließt auch Einwohnerinnen und Einwohner mit Migrationsbiographien 

ein, die teils spezifische Wohn- und Hilfeangebote brauchen.  

 

Wir wollen die unabhängige Pflege- und Wohnberatung weiter ausbauen. Hierzu 

gehört auch die Einrichtung einer Koordinations- und Beratungsstelle für Personen 

und Gruppen, die entsprechende Wohn- und Pflegeformen mit initiieren wollen. 

 

Münster barrierefrei! 

Selbstbestimmt leben und soviel Eigenständigkeit wie möglich – andere 

Lebensentwürfe müssen trotz Behinderung möglich sein. Dies muss 

selbstverständlich auch für Menschen mit besonders hohem Unterstützungsbedarf 

gelten, denn der Anspruch auf Teilhabe ist unteilbar. Wir GRÜNEN wollen diesem 

Anspruch durch konkrete politische Schritte auch in Münster noch mehr Geltung 

verschaffen und insbesondere auch das Wunsch- und Wahlrecht für behinderte 

Menschen ernst nehmen. Dabei können wir auf ein gutes und unter Mitwirkung der 

Behindertenverbände formuliertes Handlungsprogramm zurückgreifen. Es gilt jedoch, 

die dafür notwendigen finanziellen Mittel auch bereit und nicht immer wieder mit 

Hinweis auf knappe Kassen hintenan zu stellen.  

 

In einer älter werdenden Gesellschaft ist Barrierefreiheit eine grundlegende 

Notwendigkeit. Wir wollen deshalb, dass die Stadt Münster im Hoch- und Tiefbau 
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barrierefrei baut bzw. umbaut. In städtischen Gebäuden müssen sowohl der 

KundInnenbereich als auch der MitarbeiterInnenbereich barrierefrei sein. 

Unterstützende Techniken für hörbehinderte und für sehbehinderte Menschen sollen 

gleich mit geplant werden. Auch öffentlich zugängliche Räume wie die Praxen von 

ÄrztInnen, Gaststätten etc. müssen möglichst schnell barrierefrei werden.  

 

Das Angebot an barrierefreien Wohnungen muss auch in den nächsten Jahren 

deutlich erweitert und das selbständige unterstützte Wohnen als Alternative zum 

Leben im Heim ausgebaut werden. Hierzu gehören auch Hilfen und 

Beratungsangebote für Menschen mit Behinderungen, die noch in ihren Familien 

leben. 

 

Allen Menschen muss der ÖPNV zugänglich sein. Voraussetzung dafür ist, dass 

Bushaltestellen und Busse möglicht schnell barrierefrei umgebaut bzw. angepasst 

werden (höhere Bordsteine und Neigetechnik), gleichzeitig soll der 

Behindertenfahrtendienst als Nachteilsausgleich wieder kostenfrei genutzt werden 

können. GRÜNE wollen konkrete Zielvereinbarungen, um die Barrierefreiheit in 

öffentlichen Gebäuden und im ÖPNV in nachvollziehbaren Schritten zu verbessern. 

 

Wichtige Informationen der Stadt sollen über das gesetzlich vorgeschriebene Maß 

hinaus sowohl in blindenlesbarer Form vorgehalten werden als auch in Leichter 

Sprache und auf Gebärdensprachvideos. Für die kulturelle Teilhabe von gehörlosen 

Menschen soll in der Selbsthilfeförderung ein Fonds aus Mitteln der Stiftungen 

geschaffen werden, der z. B. Kosten für Gebärdensprachdolmetscher übernimmt. 

Dieser Fonds könnte in die Selbstverwaltung der betreffenden Vereine gelegt 

werden. 

 

Die Stadt Münster soll durch Modellprojekte neue Ausbildungs- und Arbeitsplätze für 

behinderte Menschen fördern. Ein fester Ansprechpartner innerhalb der 

Stadtverwaltung soll Menschen mit Behinderung dabei helfen, ihre verschiedenen 

Rechtsansprüche zur Gleichstellung zu erkennen, leichter durchzusetzen und den 

Nachteilsausgleich zügig zu erhalten. Ebenso brauchen die Familien und 

Angehörigen die notwendige Entlastung durch unterstützende Dienste, damit sie den 

besonderen Anforderungen, die an sie gestellt werden, auch auf Dauer gerecht 

werden können.  
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Wohnen in Münster muss bezahlbar bleiben 
 

► Bau preiswerter Mietwohnungen fördern 
 
► Wohn- und Stadtbau für die soziale Wohnungspolitik nutzen 
 
► Fonds für Erhalt und Bau von öffentlich geförderten  Wohnungen 
einrichten 

 
Preiswerte Wohnungen fehlen in Münster 

 

Preiswerter Wohnraum ist in Münster kaum zu haben – das müssen nicht nur viele 
nach Münster kommende Studierende schmerzlich erfahren. Auch Familien und 
Alleinlebende mit schmalem Einkommen warten oft lange auf  preiswerte Zimmer 
oder Wohnungen. Die Wohnungsunternehmen in Münster können nicht helfen, denn 
sie haben lange Wartelisten. Fast nirgendwo in NRW liegt das Mietpreisniveau 
höher. Gleichzeitig werden bis Ende 2009 ca. 3.400 der rd. 11.400 Wohnungen aus 
dem Bestand der gesetzlichen Mietpreisbindung in Münster herausfallen. Der 
zunehmende Engpass bei erschwinglichem Wohnraum veranlasst schon seit 
längerem viele junge Familien ins weniger teure Umland  abzuwandern – während 
betuchte Pensionäre in die teuren Wohnungen in der Stadt ziehen. Eine Entwicklung, 
die Münster angesichts der demografischen Entwicklung dringend stoppen muss. 
Auch der Studienstandort Münster droht an Attraktivität zu verlieren, wenn  
wohnungssuchende  Studierenden mehr und mehr erfolglos bleiben und sich im 
Zweifel für den Studienplatz in einer anderen Stadt entscheiden. AbsolventInnen, die 
gern in Münster bleiben wollen, um hier zu arbeiten und eine Familie zu gründen, 
brauchen bezahlbare Wohnungen. Das Nachsehen haben vor allem all diejenigen, 
die nur über ein kleines Einkommen verfügen. Ebenso die ca. 10.200 Haushalte, die 
SGB beziehen und deren Wohnungskosten die Stadt Münster bezahlen muss.  2008 
musste die Stadt hierfür ca. 8 Mio. € mehr ausgeben als geplant. Für die 
Schwächsten in der Kette, die verschuldeten Haushalte und die Wohnungslosen, 
bietet der Wohnungsmarkt in Münster inzwischen gar keine Perspektive mehr.  
 

Wohnungspolitik der Stadt reagiert nicht auf Probleme 

Trotz dieser Probleme engagiert sich die Stadt Münster kaum im Sozialen 

Wohnungsbau. Das ist das Resultat einer Wohnungspolitik von CDU und FDP, die 

jahrelang nur auf Eigenheime gesetzt und Mehrfamilienhäuser extrem vernachlässigt 

haben.  

 

Der Mangel wird sich durch den von der Schwarz/Gelben Landesregierung 

durchgesetzten Verkauf der Wohnungen der Landesentwicklungsgesellschaft (LEG) 

noch verschärfen. In Münster sind ca. 6.000 Haushalte betroffen, denn die LEG ist zu 

50 Prozent an der Wohnungsgesellschaft Münsterland (WGM) sowie zu 90 Prozent 

an der Gemeinnützigen Wohnungsgesellschaft Nordwestdeutschland (GWN) 

beteiligt. Mitte 2008 ist der Wohnungsbestand in die Hände eines privaten 

Immobilienfonds übergegangen. Ob und wann sich die Veräußerung zu Lasten der 

MieterInnen auswirkt, kann noch nicht abgesehen werden. Die Landesregierung 

behauptet, sie habe in den Kaufverträgen Schutzklauseln für die Bewohner 
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verankert. Es steht jedoch zu befürchten, dass Wohnungen in Eigentumswohnungen 

umgewandelt werden und  damit die Kündigung wegen Eigenbedarfs droht und dass 

die vom Erwerber aufgenommenen Kredite durch Mieterhöhungen auf die Mieter 

abgewälzt werden. Bereits bekannt geworden ist, dass die Wohnungen in 

Kinderhaus seit der Übernahme  weniger gut instand gehalten werden als vorher. 

 

GRÜNE setzen sich für den Erhalt und die Sanierung der Häuserzeile Grevener 

Straße 31-55 ein, um preiswerten Wohnraum insbesondere für Menschen mit 

geringem Einkommen zu erhalten. Die von den BewohnerInnen der Grevener Str. 31 

betriebene Selbstverwaltung in Kooperation mit dem AStA der Universität soll 

erhalten bleiben. Der alte Bebauungsplan, der den Abriss der Häuserzeile zugunsten 

einer Straßenverbreiterung vorsieht, soll geändert werden. 

 

„Wohn- und Stadtbau“ für soziale Wohnungspolitik einsetzen 

GRÜNE fordern seit langem ein stärkeres Engagement der Stadt, der städtischen 

Wohnungsgesellschaft Wohn- und Stadtbau und der von der Stadt verwalteten 

Stiftungen bei der Erhaltung und Schaffung preiswerten Wohnraums. Dies setzt 

voraus, dass endlich Schluss ist mit der von CDU und FDP betriebenen Politik, aus 

der Wohn- und Stadtbau Gelder für den kommunalen Haushalt abzuziehen. Die 

Mittel müssen im Unternehmen bleiben, damit die Wohn- und Stadtbau selbst in den 

sozialen Wohnungsbau investieren kann. Dazu gehören auch wohnungspolitische 

Musterprojekte wie „Wohnen für Jung und Alt“.  

 

Grundstücks- und Wohnungsfonds einrichten 

Durch einen städtischen Fonds soll die finanzielle Grundlage dafür geschaffen 

werden, dass in Münster zusätzlicher öffentlich finanzierter Wohnraum gebaut 

werden kann.  Solange nicht genügend bezahlbarer Wohnraum zur Verfügung steht, 

dürfen Hartz IV Beziehende nicht zum Umzug aufgefordert werden, um ihre 

Mietkosten zu senken.  

 

Wohnungslosigkeit muss vermieden werden. Hierzu gehört die Sicherung 
preiswerten Wohnraums ebenso wie die Sicherung und Weiterentwicklung des 
Angebotes für Menschen die bereits wohnungslos geworden sind. Vor allem für 
wohnungslose junge Erwachsene, Frauen und Menschen mit Pflegebedarf müssen 
Wohnungen zur Verfügung gestellt werden. 
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Münster: Stadt zum Leben – Stadt für Frauen 
 

► Nicht nur wo Frauenpolitik drauf steht, sind Geschlechterfragen 
drin - von der Bildungs- bis zur Wirtschaftspolitik muss 
Geschlechtergerechtigkeit als politische Querschnittsaufgabe 
verstanden werde. 

► Frauen nach vorne! Für Quoten in Führungspositionen von 

Verwaltung, über Wirtschaft bis zur Hochschule. 

► Gewalt gegen Frauen ächten! Finanzielle Sicherheit für 

Frauenhäuser und Frauenberatungsstellen gewährleisten 

 

Geschlechtergerechtigkeit ist eine Aufgabe für alle Politikbereiche 
Frauenpolitik ist Querschnittsaufgabe! Das war und ist einer der zentralen GRÜNEN 
Ansprüche an Politik. Zu einer gerechten Gesellschaft gehört eine konsequente 
Verwirklichung der Geschlechtergerechtigkeit. Frauenpolitik geht dabei weit über die 
Frage nach der Vereinbarkeit von Familie und Beruf hinaus. Besonders für Frauen ist 
diese Frage zwar noch immer zentral, wir wehren uns aber gegen die Gleichsetzung 
von Frauen- und Familienpolitik. Frauen- und Gleichstellungspolitik betrifft auch alle 
anderen Politikfelder von der Wirtschafts-, über die Bildungs- und Sozialpolitik, bis 
hin zur Haushalts- und Gesundheitspolitik. 
 
In der Praxis bedeutet das für die Grünen/GAL Münster, dass alle Politikbereiche 
nach ihren Auswirkungen auf die Geschlechtergerechtigkeit hin überprüft werden 
müssen. Dabei haben sie sich an dem Anspruch zu messen, in wieweit sie der 
Forderung nach Geschlechtergerechtigkeit und Gleichstellung gerecht werden. Das 
Instrument dazu ist als Gender Mainstreaming bereits bekannt und muss in Zukunft 
endlich auch in allen politischen Handlungsfeldern umgesetzt werden. 
 
Ebenso sieht es im Bereich der öffentlichen Gelder aus. Frauenpolitik wird oftmals 
unter die sog. „weichen Politikbereiche“ subsumiert und damit in der politischen 
Debatte abqualifiziert. Die Grünen/GAL Münster nehmen auch und gerade die 
Haushaltspolitik in die Pflicht ihre Maßnahmen im Hinblick auf das Ziel der 
Geschlechtergerechtigkeit zu überprüfen. Haushaltspolitik als sog. „hartes 
Politikfeld“, also ein Bereich, in dem die vermeintlich wichtigsten Entscheidungen 
getroffen werden, findet nicht im geschlechtsneutralen oder besser 
geschlechtsblinden Feld statt. Alle kommunalen Ausgaben und Einnahmen haben 
Auswirkungen auf die Geschlechterverhältnisse. Dies aufzudecken und transparent 
zu machen ist für uns ein wichtiger Meilenstein auf dem Weg zur Gleichberechtigung. 
Wir fordern daher die Entwicklung geeigneter Analyseverfahren, mit Hilfe derer eine 
gesicherte Datenbasis geschaffen werden kann, um zu zeigen, in welchem Maße 
weibliche und männliche Interessen und Notwendigkeiten Berücksichtigung finden 
und welche und wie viele Finanzmittel jeweils Frauen und Männern zugute kommen. 
Die bereits existierenden Ansätze und Verfahren hierzu werden als Gender 
Budgeting bezeichnet. 
 
Die Grünen/GAL Münster stehen für die konsequente Durchsetzung und 
Weiterentwicklung von Gender Mainstreaming und Gender Budgeting als wichtige 
Instrumente auf dem Weg in eine geschlechtergerechte Gesellschaft.     
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Gerechtigkeit jetzt! 
Noch immer verdienen Frauen im Durchschnitt 22 Prozent weniger als ihre 
männlichen Kollegen in vergleichbaren Tätigkeiten. Damit hat sich Deutschland im 
europäischen Vergleich, was die Lohngerechtigkeit angeht, ganz hinten eingereiht. 
Auch in anderen Bereichen des Arbeitsmarktes sind Frauen weiterhin diejenigen, die 
sich mit weniger vom Kuchen zufrieden geben müssen. Beispielsweise sind rund 82 
Prozent aller Teilzeitbeschäftigten Frauen, während Frauen nur zu 5,5 Prozent unter 
den TopmanagerInnen zu finden sind. Auch im Bereich der Hochschulen sind Frauen 
mit nur rund 10 Prozent der Professuren unterrepräsentiert. Das kann nicht an der 
schlechteren Qualifikation von Frauen liegen, denn Frauen weisen mittlerweile die 
besseren Bildungsabschlüsse von der Schule bis zur Universität auf. Trotzdem 
profitieren sie nicht davon. Strukturelle Unwägbarkeiten verwehren Frauen auch 
weiterhin die gerechte Teilhabe an Einkommen, Arbeit und Eigentum. Flexible 
Teilzeitmodelle auch in höher qualifizierten Tätigkeiten und Quotenregelungen 
können ein Instrument zur Umsetzung der Geschlechtergerechtigkeit in der 
Arbeitswelt sein. Wir wollen, dass die Stadt Münster ihre Rolle als Arbeitgeberin aktiv 
im Sinne der Gleichstellung und des Abbaus von struktureller Benachteiligung 
wahrnimmt. Die Freisetzung von befristet Beschäftigten, um sie eine kurze Zeit 
später zu den Bedingungen des TVÖD wieder einzustellen, muss dringend ein Ende 
haben. Im Bereich der Ganztagsbetreuung sollen modellhaft Möglichkeiten gesucht 
und erprobt werden, die zur Verstetigung der Beschäftigungsverhältnisse und zur 
Verminderung ungewollter Teilzeitbeschäftigung von ErzieherInnen beitragen.   
Für die Förderung der Frauenerwerbstätigkeit in Münster hat das Engagement des 
Vereins Frauen Forum e.V. einen hohen Stellenwert. Frauen, die in den Beruf 
zurückkehren wollen, Frauen und Mädchen, die Rat und Begleitung bei der 
Berufswahl suchen, Frauen, die Fragen zur der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
haben, sie alle brauchen das Angebot dieser Beratungsstelle. 
 
Klassische Frauenförderung beibehalten 
GRÜNE Politik fühlt sich der Geschlechtergerechtigkeit und der Gleichstellungspolitik 
verpflichtet. Das heißt aber nicht, dass wir deshalb die speziellen Belange von 
Frauen in unserer Gesellschaft aus dem Blick verlieren. Für uns stehen Frauen- und 
Gleichstellungspolitik im Gleichklang nebeneinander und schließen sich keineswegs 
aus. 
 
Noch immer sind Frauen benachteiligt. Dem entgegenzuwirken ist und bleibt 
zentrales Ziel grüner Frauenpolitik. Die Absicherung von Frauenprojekten, 
Frauenhäusern, Gewaltschutzkonzepten, Frauenkultur und Frauenräumen sind 
weiterhin von hoher Wichtigkeit und müssen von der Stadt Münster finanziell 
abgesichert werden. 
 
Die Pluralität der Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen sowie das zusätzliche 
Angebot von Pro Familia zur Sexual- und Paarberatung, zur Kinderwunschberatung 
und zur Gesundheitsberatung in Sachen Sexualität und Familienplanung müssen 
trotz Kürzungen und veränderten Förderbedingungen des Landes im derzeitigen 
Umfang erhalten bleiben. Darüber hinaus müssen Frauen und Mädchen mit 
Behinderung bei der Realisierung ihrer Gleichstellung wirksam unterstützt werden, 
Zugangshürden im Bereich der gesundheitlichen Versorgung, Beratung und 
Unterstützung, bei der Beruflichen Integration oder bei Freizeit- und 
Sportmöglichkeiten müssen abgebaut werden.  
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Zentral bleibt auch weiterhin das Aufbrechen der klassischen Geschlechterrollen und 
der damit verbundenen Zuschreibungen. Auch für den Bereich der Kommunalpolitik 
ist in Sachen Geschlechtergerechtigkeit noch einiges zu tun. Die Grünen wollen 
kommunale Mentoringprogramme zur gezielten Förderung weiblichen Engagements 
in Münster verankern. Daneben muss auch die Kommunalverwaltung auf ihren Anteil 
weiblicher Angestellter und deren Einflussmöglichkeiten hin überprüft werden. 
 
Aber auch Männer haben ein Geschlecht und sind deshalb Gegenstand von 
Geschlechterpolitik. Projekte zur Jungenförderung bzw. der Jungenarbeit müssen 
gleichermaßen gefördert werden. Das Aufbrechen klassischer 
Geschlechterverhältnisse ist eine gemeinsame Aufgabe der Geschlechter, die im 
Sinne einer geschlechtergerechten Gesellschaft für Frauen und Männer erklärtes Ziel 
sein muss. 
 
Nein zu häuslicher und sexualisierter Gewalt! 
Häusliche und sexualisierte Gewalt müssen geächtet werden. Sie ist kein 
Kavaliersdelikt, sondern ein Verbrechen. Wir wollen Mädchen und Frauen vor Gewalt 
in jeglicher Form schützen. Hilfe statt Häme muss selbstverständlich werden. Dabei 
muss die Stadt Frauen und Mädchen in vielfacher Weise unterstützen. 
Frauenprojekte, wie Frauenhäuser und deren Beratungsstellen, das Mädchen-Sleep-
In oder der Frauennotruf, sowie sonstige Projekte freier Träger, städtischer Angebote 
und Kooperationsstrukturen sind zu stärken und finanziell dauerhaft zu sichern. 
Auszubauen und zu fördern sind Strukturen für die spezielle Unterstützung von 
Jungen. 
 
Die Grünen setzen sich für einen Ausbau der schulischen Angebote zu Prävention 
und Aufklärung von Gewalt und sexuellem Missbrauch ein. Geschlechtersensible 
Selbstbehauptungs- und Selbstverteidigungskurse für Mädchen und Jungen sollten 
an Schulen gleichermaßen angeboten werden. 
 
Münster: Wohn- und Lebensort 
Der Ausbau des ÖPNV, vor allem häufige und regelmäßige Verbindungen, sowie die 
Erschließung aller Bereiche der Stadt und ein abgestimmtes Verkehrskonzept für alle 
städtischen Verkehrsmittel sind zentrale Voraussetzungen einer 
bewohnerInnenfreundlichen Mobilitätskonzeption. Frauen und Familien nutzen 
statistisch gesehen die Angebote des ÖPNV mehr als andere Gruppen. Sie sind 
daher besonders auf ein abgestimmtes und soziales Nahverkehrsangebot in Münster 
angewiesen. Letztlich profitieren aber alle BürgerInnen, ob Mann oder Frau, ob 
Junge oder Alte vom Ausbau des öffentlichen Verkehrs. 
 
Stadtplanung für Frauen kann nur von und mit Frauen gemacht werden. Es gibt viele 
Ideen und Konzepte, aber ihre Umsetzung scheiterte  bisher zu oft. Wir setzen uns 
dafür ein, dass bei Planungsverfahren Frauen durch entsprechende 
Öffentlichkeitsarbeit der Stadt stärker beteiligt werden. Frauen sollen ermutigt 
werden ihre Interessen an Stadtplanung in den Diskussionsprozess einzubringen. 
Außerdem sollen bei allen Um- und Neubauten Angsträume vermieden werden.   
 
Münster soll seinen Ruf als „lebenswerteste Stadt der Welt“ nicht verlieren – vor 
allem nicht bei den eigenen BürgerInnen. Die Entwicklung und Förderung von Kultur- 
und Freizeitkonzepten, von Gemeinschafts- und Begegnungsräumen und von 
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Einrichtungen der Daseinsvorsorge spielt für die Lebensqualität eine zentrale Rolle. 
Oftmals sind es gerade Frauen und Familien, die durch die Kürzungen im Bereich 
der öffentlichen, basiskulturellen Versorgung, z.B. bei der Stadtbibliothek und den 
Stadtteilbibliotheken, besonders betroffen sind. 
 
Nicht zuletzt die Frage nach der Vereinbarkeit von Familie und Beruf oder auch die 
von Studium und Beruf spielen besonders für Frauen eine hervorgehobene Rolle. 
Investitionen in den Ausbau und die qualitative Verbesserung von Angeboten für die 
Ganztagsbetreuung für alle Altersstufen ab 0 Jahre sind ein zentrales Anliegen 
GRÜNER Politik. Durch mangelhafte Angebote der Betreuung- und Unterstützung 
werden besonders Frauen in ihrer beruflichen Entwicklung stark eingeschränkt. . 
Diesem Missstand muss durch gezielte Maßnahmen zur Verbesserung der 
Betreuungssituation entgegengewirkt werden. Selbstverständlich bietet eine 
verbesserte Möglichkeit der Kinderbetreuung auch Männern die Möglichkeit Familie 
und Beruf besser vereinbaren zu können. 
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Fit für 2020 – Münster braucht eine 
Verkehrswende 
 
► Neubau des Hauptbahnhofes statt Startbahnverlängerung am 

FMO 

► Ausbau ÖPNV – Bus fahren in Münster samstags gratis 

► Regionalbahnen ausbauen – Stadtbahn für Münster vorbereiten 

► Radwegebau statt Straßenbau – Radstationen statt Parkhäuser 

► Anteil des Radverkehrs bis 2020 auf 50 % steigern 

► Trampen durch Tramphaltestellen sicherer machen 

 
2009: Wende in der Verkehrspolitik 
Die Schwarz-Gelbe Rathauskoalition hat in den letzten Jahren ausschließlich den 
Autoverkehr gefördert und damit bewusst den Anstieg der CO2-Emissionen in Kauf 
genommen. Der längst überfällige Ausbau des Personennahverkehrs auf der 
Schiene (Regionalbahn/Stadtbahn), die Radverkehrsförderung oder die Optimierung 
des Busliniennetzes wurden in den letzten beiden Legislaturperioden  zugunsten 
neuer Straßen und Parkhäuser vernachlässigt. Die Folgen sind mehr Staus in der 
Stadt, mehr Abgase und mehr Lärm sowie die höchste Anzahl  von Verkehrsunfällen 
im ganzen Land (bezogen auf die Einwohnerzahl). 
 
Nachhaltige Mobilität statt neuer Straßen 
Die politischen Rahmenbedingungen für Münster haben sich jedoch – von der 
Schwarz-Gelben Rathauskoalition ziemlich unbemerkt – drastisch verändert. 
Explodierende Spritpreise, demographischer Wandel, wirtschaftliche Krisen und 
Klimawandel führen mehr und mehr Menschen  weg vom Auto. Eine Entwicklung, an 
deren Ende eine neue Verkehrskultur stehen wird. Schon heute zeichnet sich ein 
Rückgang des PKW-Verkehrs ab. Das wichtigste Ziel einer zukunftsgerichteten 
Verkehrspolitik muss deshalb  sein, diesen Wandel aktiv zu befördern und 
gleichzeitig eine sozial und ökologisch nachhaltige Mobilität  für Menschen aller 
Altersklassen und Einkommensschichten zu sichern.  
 
Die Schwarz-Gelbe Rathauskoalition hat dagegen ihre einseitige Förderung des 
PKW-Verkehrs fortgesetzt. So wurden in den letzten Jahren fünf neue Parkhäuser 
gebaut oder geplant. Auch durch Senkung der Parkgebühren, Aufhebung von 
Geschwindigkeitsbegrenzungen (z.B. 70 km/h auf Weseler Straße und dem 
Albersloher Weg), Neubau zahlreicher Straßen mit rekordverdächtiger Länge,  
Aufhebung von Zufahrtverboten (z.B. Hessenweg) oder durch  Einschränkung der 
Überwachung des ruhenden Verkehrs wurde Autofahren bevorzugt.  
 
Diese Politik hat zu  einer starken Steigerung des Kraftfahrzeugbestandes geführt. 
Mit 16%  im Zeitraum 1999-2004 ist sie in Münster mehr als doppelt so hoch als auf 
Bundesebene. Während zu Zeiten der Rot-Grünen Koalition (1994 - 1999) die Anzahl 
beförderter Personen im Busverkehr noch um 14 Prozent gesteigert werden konnte, 
gab es seit Schwarz/Gelb einen Rückgang  von knapp 8 Prozent.  
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Trotz dieser rückwärtsgewandten Verkehrspolitik haben das wachsende 
Klimabewusstsein und die  wirtschaftlichen Krisen eine Verkehrswende 
herbeigeführt: Das Fahrrad hat das Auto endgültig als beliebtestes Verkehrsmittel in 
Münster abgelöst. 37,6 Prozent aller Wege in der Stadt werden heute mit der „Leeze“ 
zurückgelegt, gegenüber 36,7 Prozent mit dem PKW. Keine andere Großstadt in 
Deutschland erreicht diesen Wert. Die weitere Analyse zeigt jedoch, dass die 
öffentlichen Verkehrsmittel Bus & Bahn mit 10,4 Prozent hinterher hinken.  
 
Wie wenig für die Attraktivität von Bus & Bahn getan wurde, zeigt sich bei einer 
Analyse der Verkehrsmittelwahl in Abhängigkeit zur Entfernung. Bei Strecken von 5 
km Länge liegt der PKW-Anteil schon bei 49 Prozent, bei Strecken von 10 – 20 km 
Entfernung erreicht er sogar 75 Prozent! Dies macht deutlich, wie unattraktiv 
öffentliche Verkehrsmittel für Fahrten aus den Außenstadtbezirken und aus dem 
Umland sind. Gleichzeitig machen diese Zahlen deutlich, vor welchen 
verkehrspolitischen Herausforderungen wir stehen und dass eine andere 
Verkehrspolitik kommen muss.  
 
Klima schützen – Kfz-Verkehr reduzieren 
Nur, wenn auch im Verkehrsbereich die CO2-Emissionen wirksam gesenkt werden, 
können die klimapolitischen Ziele in Münster erreicht werden. Während es in anderen 
Bereichen bereits gelungen ist, die Klimabremse zu ziehen, wachsen die 
verkehrsbedingten Emissionen weiterhin an. Der Verkehrssektor muss einen Beitrag 
zum Klimaschutz erst noch leisten. 
 
Das Motto „Global denken, lokal handeln“ bietet sich somit für eine Neuauflage an. 
Ganz gleich ob auf dem Weg zur Arbeit oder zu Uni, zum Einkaufen oder beim 
Ausflug, stets soll jeder Einzelne Bus, Bahn und Fahrrad nutzen können. Wir 
GRÜNE werden daher alle Maßnahmen ergreifen, um das Klimaschutzziel einer 
CO²-Reduktion von 40 Prozent bis 2020 auch im Straßenverkehr zu erreichen. 
 
Bau von Straßen und Parkhäusern stoppen 
Anstatt in Münster und im Umland dafür zu sorgen, dass möglichst viele Wege mit 
Bus und Bahn zurückgelegt werden, setzt die Rathausmehrheit in  Münster auf 
zurzeit mehr als  20 Projekte für den Neu- und Ausbau von Straßen. Ob Dritte 
Nordtangente, Austermannstraße, Hansestraße, Heroldstraße oder 
Umgehungsstraße Wolbeck, überall wird in eine überholte und nicht mehr 
zukunftsfähige Infrastruktur investiert, deren Lasten die folgenden Generationen zu 
tragen haben. Stets laufen die Projekte darauf hinaus, neuen Verkehr anzuziehen.  
Viele Millionen Euro werden für umstrittene Straßenbauprojekte verbuddelt, anstatt 
Bahnstrecken zu modernisieren und Busfahrspuren anzulegen. Neue Parkhäuser 
werden gebaut, obwohl der Parkraum allenfalls an Samstagen zwischen 11 und 15 
Uhr voll genutzt wird. Dafür fehlen neue Bahnhaltepunkte. Diesen Unsinn wollen wir 
beenden!  
 
Ausbau Regionalbahn – Ziel: Stadtbahn 
Mobile MünsteranerInnen sollen individuell das jeweils optimale Verkehrsmittel 
nutzen können. GRÜNE  wollen mehr Menschen zum Umsteigen auf 
umweltfreundliche Verkehrsmittel bewegen. Dafür müssen die Bedingungen für 
FußgängerInnen sowie für RadfahrerInnen weiter verbessert und die Angebote des 
ÖPNV attraktiver gestaltet und für Alle zugänglich gemacht werden.  
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Fernziel ist für uns die moderne Stadtbahn. Erste Schritte auf dem Weg dorthin 
bestehen darin, das Regionalbahnnetz durch die Anlage zusätzlicher Haltepunkte 
und die Ertüchtigung von Strecken für den Umland- und den Stadtverkehr attraktiver 
zu machen. Mittelfristiges Ziel ist  die Wiederinbetriebnahme der WLE-Strecke nach 
Wolbeck, Sendenhorst und Neubeckum. Für die Finanzierung der Maßnahmen soll 
ein „Stadtbahn-Fonds“ eingerichtet werden, der zunächst aus den Mitteln gespeist 
wird, die bisher für den Flughafenausbau vorgesehen sind. Das sind 18 Mio. Euro 
Startkapital! Der Schritt hin zur Stadtbahn wird das Straßennetz entlasten, die 
Luftqualität verbessern, den Verkehrslärm senken  und die CO2-Emissionen 
verringern. Durch zusätzliche Haltepunkte werden neue Wege für Pendler 
erschlossen und auch Wegebeziehungen innerhalb des Stadtgebietes ermöglicht die 
bislang nur mit dem PKW bewältigt werden können. Auch für die Pendler aus dem 
Umland, die nicht direkt den Hauptbahnhof anfahren wollen, wird der ÖPNV 
attraktiver. Gleichzeitig wird der Zugang zum DB-Fernverkehr aus den Stadtteilen 
heraus verbessert. 
 
Daher wollen wir so schnell wie möglich folgende Haltepunkte einrichten: 
  
► HP Handorf/Mariendorf (MS - Osnabrück),  

► HP Handorf (MS - Warendorf) 

► HP „Danziger Freiheit“ (MS - Warendorf) 

► HP Kinderhaus/Grevener Str. (MS - Enschede) 

► HP Clemenshospital (MS - Coesfeld) 

► HP Mecklenbeck und Roxel (MS - Coesfeld ) 

► HP Berg-Fidel (MS - Dortmund) 

Mit der mittelfristigen Reaktivierung der WLE-Strecke kommen dann als weitere 
Haltepunkte hinzu: 
 
►HP Halle Münsterland,  

►HP Loddenheide,  

►HP Gremmendorfer Weg,  

►HP Angelmodde und 

►HP Wolbeck. 

 

Ausbau ÖPNV 
Die negative Entwicklung der Fahrgastzahlen im Busverkehr weist auf Defizite hin, 
die einer Verlagerung von Kfz-Fahrten entgegenstehen. Besondere Schwächen sind: 

► die nicht abgeschlossene Durch- bzw. Einführung von Busfahrspuren bis in die 
Innenstadt, zum Beispiel Hammer, Wolbecker und Steinfurter Straße; hier stehen die 
Linienbusse meist zusammen mit den PKW im Stau und 

► der eingeschränkte Fahrkomfort im Busverkehr; in Stoßzeiten sind die Busse voll, 
stickig und eng, und es ist nicht verlockend in einen Bus zu steigen.  
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Der Vergleich von Fahrzeiten zeigt deutlich, dass Linienbusse auf den radialen 
Strecken dem PKW unterlegen sind. Da auch die innerstädtischen Parkplätze immer 
größer werden,  werden die Nachteile des ÖPNV immer eklatanter. Wir GRÜNE 
fordern daher den Ausbau des ÖPNV-Netzes sowie eine bessere Verknüpfung des 
Bussystems mit den Bahnhaltepunkten und der Fahrradinfrastruktur. 
 
Bus fahren – an Samstagen gratis 
Als kurzfristige Maßnahme für den ÖPNV, greifen wir einen Vorschlag des 
Verkehrsclub Deutschland (VCD) auf. Danach soll an Samstagen Bus fahren in 
Münster Gratis werden. Bei ersten Versuchen konnten Steigerungen der 
Fahrgastzahlen von  36 Prozent, an einem Sendsamstag sogar von über 100 
Prozent erreicht werden. Nach Berechnungen des VCD und nach Erfahrungen 
anderer Städte können damit mehrere tausend PKW-Fahrten in die Stadt gespart 
werden. Die Einnahmeausfälle der Stadtwerke können durch eine entsprechende 
Ausgleichszahlung kompensiert werden.  
 
Großer Bahnhof für Münster 
Noch immer warten wir auf den neuen Hauptbahnhof, die zentrale 
Verkehrsdrehscheibe der Stadt und die damit verbundene wirtschaftliche Aufwertung 
des Bahnhofsviertels. Nachdem die Schwarz/Gelbe Koalition sich jahrelang 
geweigert hatte, städtische Mittel für den Bahnhofsneubau bereit zu stellen, stockt 
das Projekt jetzt wegen der Finanzklemme des privaten Investors. Wir verlangen, 
dass die Stadt ihren Beitrag zur Erneuerung des Bahnhofes von der ungewissen 
Fortune privater Investoren unabhängig macht. Wenn erforderlich muss die 
Verkehrsstation allein neu gebaut werden, auch ohne Kaufhaus.  Geschäfte, 
Gastronomie und Läden machen nur Sinn, wenn neue Bahnsteige, Rolltreppen, ein 
Reisezentrum und eine zweite Radstation auf der Ostseite des Bahnhofs kommen. 
 
Radverkehrsnetz  2020 – 50 Prozent Radfahrverkehr! 
Fahrradfahren ist eine der umweltfreundlichsten und stadtverträglichsten 
Verkehrsarten überhaupt: Radfahren schont das Klima, erzeugt keine Gesundheit 
gefährdenden Abgase oder Feinstäube und keinen Lärm. Je mehr Menschen in 
Münster das Fahrrad nutzen, desto mehr wird die Umwelt entlastet und die 
Gesundheit aller gefördert. Eine stärkere Förderung des Fahrradverkehrs dient 
deshalb nicht nur den RadfahrerInnen, sondern liegt im Interesse der ganzen Stadt. 
Die Förderung des Fahrradverkehrs ist im Vergleich zu den Kosten des Kfz-Verkehrs 
zudem wesentlich preisgünstiger und nachhaltiger.  
 
Das Fahrrad ist auch ein Wirtschaftsfaktor, nicht nur für das Zweiradgewerbe, 
sondern  auch für das einheimische Tourismusgewerbe, denn Radtourismus ist „in“ 
und sorgt für hohe Umsätze. Fahrradfreundlichkeit ist daher auch ein zunehmender 
Standortfaktor.  
 
Obwohl Münster Fahrradhauptstadt ist, könnte noch mehr Fahrrad gefahren werden. 
Wir GRÜNE wollen den Radverkehrsanteil der MünsteranerInnen bis 2020 auf 50 
Prozent steigern.  
 
Vorrangiges Ziel grüner Radverkehrsförderung ist die Entwicklung von kompakten 
Raum- und Siedlungsstrukturen, denn Prinzipien wie Dichte, Mischung und 
Polyzentralität tragen dazu bei, dass Wege verkürzt und mit dem Fahrrad 
zurückgelegt werden können.  
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Darüber hinaus müssen zusätzliche Radwege und Fahrradstraßen angelegt werden, 
um RadfahrerInnen eine attraktive Infrastruktur anzubieten. Wichtiger Bestandteil ist 
auch ein großes Angebot an Fahrradabstellplätzen. Für die Innenstadt bedeutet dies 
die Wiedererrichtung dezentraler Abstellanlagen. Auch die Verpflichtung, bei privaten 
Baumaßnahmen für ausreichende Abstellplätze für Räder zu sorgen, darf nicht mehr 
nur halbherzig befolgt werden. Wie verhängnisvoll es sich auswirkt, wenn der 
Radverkehr nicht angemessen berücksichtigt wird, zeigt das chaotische 
Durcheinander am Eingang zu den Münster-Arkaden.   
 
Dem zunehmenden Radverkehr muss auch der adäquate Verkehrsraum zur 
Verfügung gestellt werden. Die heutigen Radverkehrsanlagen reichen an vielen 
Stellen nicht aus, um trotz zunehmender Verkehrsmengen sichere Verkehrsabläufe 
zu gewährleisten. So haben schnellere Radfahrer kaum die Möglichkeit langsamere 
Radler gefahrlos zu überholen. Dies ist insbesondere für ältere Menschen ein 
Sicherheitsproblem. Gleichzeitig ist es aber auch Bestandteil von 
Radverkehrsförderung zügiges Radfahren zu ermöglichen, um damit den Zeitvorteil 
gegenüber anderen Verkehrsmitteln zu bewahren. Aus diesem Grund verlangen wir 
bei Radwegen eine Mindestbreite von 1,5 Meter. 
 
Ausbau am FMO stoppen – 18 Mio. € für Ausbau ÖPNV nutzen! 
Der Flughafen Münster Münster-Osnabrück (FMO) erfüllt eine wichtige verkehrs- und 
wirtschaftspolitische Funktion in der Region. Einen weiteren Ausbau der Start- und 
Landebahn auf 3.000 bzw. 3.600 Meter lehnen wir aus mehreren Gründen ab: 

► Der Ausbau ist verkehrspolitisch überflüssig. Die Entwicklung der Flughäfen in 
NRW zeigt deutlich, dass interkontinentale Flugverbindungen vom FMO keinen 
ausreichenden Markt haben und von den interkontinental fliegenden Fluglinien auch 
abgelehnt werden. Darüber hinaus liegen die Fluggastzahlen am FMO nach wie vor 
weit unter den Prognosen.  

► Die erforderliche Investition von zunächst 60 Mio. € für eine Verlängerung auf 
3.000 Meter bzw. von insgesamt 120 Mio. € für eine Gesamtlänge von 3.600 Meter 
ist ohne nennenswerte  Steigerung der Fluggastzahlen unwirtschaftlich. 

► Flugverkehr ist extrem klimaschädlich. Eine weitere Subventionierung von 
klimaschädlichem Flugverkehr mit Steuergeldern lehnen wir GRÜNE ab. 

► Die Verkehrsprobleme der Stadt Münster liegen im unzureichenden regionalen 
Schienen- und PKW-lastigen Pendlerverkehr, nicht im Mangel an interkontinentalen 
Flugverbindungen vom FMO.  

► Der von Schwarz/Gelb zugesagte Anteil der Stadt Münster an den Kosten der 
Startbahnverlängerung in Höhe von 18 Mio. € muss für den ÖPNV, insbesondere für 
bessere Bahn- und Busverbindungen zwischen Münster und dem Münsterland 
genutzt werden.  

Seit 2001 stagnieren die Fluggastzahlen am FMO verzeichnet. Offizielle Prognosen 
haben für Kurz- und Mittelstrecken ein Wachstum vorausgesagt, das deutlich über 
dem Durchschnitt der deutschen Flughäfen liegen sollte.  Bereits 2009 sollten 3,5 
Mio. Fluggäste erreicht werden. Tatsächlich sind es rd. 1,7 Mio. Fluggäste. Der FMO 
ist neben Paderborn der einzige Flughafen in NRW, der heute weniger Fluggäste 
zählt als im Jahr 2000! Während andere Flughäfen Steigerungsraten zwischen 3 und 
900 Prozent vorweisen können, verzeichnet der FMO ein Minus von 6,9 Prozent. 
Auch 2009 geht die Entwicklung offenbar weiter nach unten. Das liegt nicht an der 
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Startbahn, denn die rd. 1,7 Mio. Fluggäste beanspruchen nur knapp die Hälfte der 
gegenwärtigen Kapazität des FMO.   

 
Der FMO ist und bleibt ein Regionalflughafen. Dies beweist auch ein Blick auf den 
Flugplan: 17 der durchschnittlich 24 Abflüge pro Tag sind innerdeutsche Flüge. Der 
Rest entfällt auf einige europäische Großstädte und Urlaubsziele. Für diesen Verkehr 
und für Zubringerflüge zu den großen Drehkreuzen des Flugverkehrs reicht die 
heutige Start- und Landebahn vollkommen aus. Die Vorstellung, interkontinentale 
Direktverbindungen am FMO einzurichten, ist unrealistisch. Ein Blick auf die Liste der 
europäischen Verbindungen, die mangels Nachfrage in letzter Zeit gestrichen 
wurden, z.B. Zürich, Amsterdam oder Venedig, macht dies noch einmal deutlich. 
Wenn im benachbarten Enschede ein alter Militärflughafen zum Verkehrsflughafen 
umgebaut wird,  wird es in der Hüttruper Heide noch ruhiger zugehen als bisher 
schon! 
 
Fachkreise warnen, dass die in NRW herrschende Flughafenpolitik zu einer 
Kannibalisierung zwischen den konkurrierenden Flughäfen führen wird. Dass der 
Subventionswettlauf nordrhein-westfälischer Kommunen für „ihren“ Flughafen auch 
volkswirtschaftlich keinen Sinn macht, erkennen inzwischen selbst 
Ausbaubefürworter wie die Deutsche Bank oder die Lufthansa. Laut Lufthansa hat 
der FMO nur als Regionalflughafen eine wirtschaftliche Chance. 
 
Aus städtischer Sicht ist die FMO GmbH mit Abstand das verlustreichste 
Unternehmen, an dem der „Konzern Stadt“ beteiligt ist.  Allein im Jahr 2007 betrug 
Jahresfehlbetrag 2,7 Mio. €, weitere Verluste der Vorjahre summieren sich auf 6,4 
Mio. €. Der Ausbau auf bis zu 3.600 Meter wird die beteiligten Gemeinden mit Kosten 
von ca. 35 Mio. € belasten. Arbeitsplätze am FMO sind die höchst subventionierten 
Arbeitsplätze in der gesamten Region!  
 
Auch die regionale Wirtschaft urteilt über die Ausbaupläne des FMO inzwischen 
negativ:  Trotz intensiver Bemühungen konnte kein einziger privater Investor für den 
Flughafen gefunden werden; der Versuch der Stadt Greven, ihre verlustbringenden 
Anteile am FMO zu verkaufen, musste mangels Nachfrage abgeblasen werden. Alle 
Kosten und Lasten des Flughafens sind von Städten und Landkreisen zu tragen. 
 
“Shared Space“ - Für eine neue Kultur des Verkehrs 
Münster braucht eine neue Kultur des Verkehrs, die Mobilität in der Stadt 
entspannter, fairer, sicherer und gesünder gestaltet. Wir GRÜNE wollen Mobilität 
künftig so gestalten, dass die Lebensqualität in der Stadt steigt. Wir wollen attraktive 
Straßen und Plätze, die zum Verweilen einladen und für ein stressfreies Miteinander 
von Autos, RadfahrerInnen und FußgängerInnen.  
 
Mit Shared Space – geteiltem Raum – ist öffentlicher Straßenraum gemeint, der vom 
Fuß- und Radverkehr und von Kfz gemeinsam genutzt wird. Verkehrsschilder und 
Ampeln werden auf ein Minimum reduziert, die Wege ohne Bordsteine gebaut. Bei 
Shared Space werden Straßen und Kreuzungen gemeinsam genutzter und belebter 
Raum. Durch mehr Blickkontakt und Rücksichtnahme passieren weniger Unfälle, die 
Sicherheit steigt und die Aufenthaltsqualität steigt. Alle Verkehrsteilnehmer sind 
weniger gestresst. Kreuzungen können sich zu belebten Plätzen entwickeln, 
Straßencafés, FußgängerInnen und RadfahrerInnen prägen das Straßenbild in 
stärkerem Maße als vorbeifahrender Autoverkehr. Wir schlagen hierfür 



 

 33  

Modellprojekte vor. Perspektivisch soll in jedem Stadtbezirk mindestens eine Straße 
nach den Prinzipien des Shared Space umgestaltet werden.  
 
Mehr Verkehrssicherheit auf Münsters Straßen - Vision „Null Unfälle“  
Bezogen auf die Einwohnerzahl verunglücken in Münster mehr Menschen als in 
anderen Städten in Nordrhein-Westfalen (Verbesserung der Verkehrssicherheit in 
Münster; Studie des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V., 
2008). Seit 2001 hat sich die Verkehrssicherheit in Münster nach offiziellen 
Untersuchungen kontinuierlich verschlechtert. Allein in den Jahren 2004 bis 2006 
wurden in Münster 27.741 Unfälle polizeilich erfasst, davon ca. 9 Prozent mit 
Radverkehrsbeteiligung. Im Verhältnis  zum Modal Split, stellt die Gruppe der 
Radfahrer aber einen überproportionalen Anteil (47 Prozent) von Unfallverletzten dar. 
Hauptsächlicher Anlass für diese traurige Bilanz ist die zu hohe Geschwindigkeit des 
Kfz-Verkehrs.  
 
In Münster wurden durch CDU und FDP In der Vergangenheit im sogenannten 
„Vorbehaltsnetz“ an zahlreichen Stellen höhere Geschwindigkeiten als  50 km/h 
zugelassen. Dies führt zu zahlreichen Geschwindigkeitsübertretungen und 
steigenden Unfallzahlen.  
 
Wissenschaftliche Untersuchungen haben gezeigt, dass bei Tempo 50 km/h 
gegenüber Tempo 30 km/h die Zahl der Unfälle um rund 15–20 Prozent zunimmt, die 
Zahl der verletzten Personen um 30–50 Prozent ansteigt. Geringe  
Geschwindigkeiten erhöhen demnach die Sicherheit für FußgängerInnen, bedeuten 
weniger Lärm und erhöhen die Aufenthaltsqualität auf Straßen und Plätzen.  
 
Unser Ziel ist Vision Zero, eine Stadt ohne Verkehrstote und Verletzte. Weniger 
Tempo ist ein wichtiger Baustein hierfür. Um die Verkehrssicherheit kurzfristig und 
ohne kostenintensive (Bau-)Maßnahmen zu erhöhen, muss das 
Geschwindigkeitsniveau im gesamten Stadtgebiet reduziert werden. GRÜNE fordern 
deswegen 50 km/h als Höchstgeschwindigkeit im gesamten bebauten Stadtgebiet – 
ohne Ausnahme. Darüber  hinaus soll  Flächendeckend Tempo 30 km/h in allen 
Wohngebieten gelten. 
 
Zusätzlich zum Tempolimit müssen noch weitere Maßnahmen ergriffen werden. Dies 
betrifft die verstärkte Überwachung der Einhaltung von Verkehrsregeln bei 
AutofahrerInnen und Radfahrerinnen. Wir fordern ortsfeste 
Geschwindigkeitsüberwachungen in Münster, um an Unfallbrennpunkten die erlaubte 
Höchstgeschwindigkeit durchzusetzen. Ortsfeste Geschwindigkeitsüberwachungen, 
die es im Gegensatz zu anderen Städten und Kreisen in Münster bislang nicht gibt, 
eignen sich insbesondere an Unfallschwerpunkten bei denen gelegentliche 
Überwachungen nicht wirksam sind. 
 
Tramphaltestellen für Münster  
Trampen ist nicht nur aus finanziellen Gründen auf dem Vormarsch. Die 
durchschnittliche Besetzung eines PKW liegt bei unter 1,5 Personen. 
Mitfahrzentralen und die wachsende Gemeinde von TramperInnen sorgen auch für 
eine bessere Auslastung dieses Verkehrsträgers. In Münster haben es TramperInnen 
allerdings schwer einen geeigneten Startpunkt zu finden. In den Niederlanden 
wurden für diese Gruppe Tramphaltestellen – sogenannte Liftershalte - geschaffen, 
die Bushaltebuchten ähneln. Sie sorgen dort für Orientierung und schaffen erhöhte 
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Sicherheit für alle. TramperInnen wissen, wo sie erfolgreich den Daumen raushalten 
und die AutofahrerInnen können problemlos anhalten, ohne den Folgeverkehr zu 
gefährden. Wir wollen auch in Münster nach geeigneten Stellen für solche 
Tramphaltestellen suchen. Um zur A 43 Richtung Recklinghausen und zur A 1 
Richtung Kamener Kreuz zu gelangen bietet sich die Weseler Straße an; um zur A 1 
Richtung Kreuz Lotte/Osnabrück zu gelangen bietet sich die Steinfurter Straße an.  
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Eine Schule für Alle - länger gemeinsam 
lernen! 

 

► Ganztagsoffensive: qualitativer und quantitativer Ausbau von 

Ganztagsschulen 

► Vollwertiges Schulessen für alle Kinder 

► Bauoffensive: Klimagerechte Sanierung und bedarfsgerechter 

Ausbau der Schulgebäude 

 

Unser Ziel für Münster und für NRW: Eine Schule für Alle! 
Münsters Grüne orientieren sich in ihrer kommunalen Schulpolitik an der 
Zielformulierung des Grünen Landesprogramms „Eine Schule für alle“. Unsere 
Bildungspolitik steht für Chancengleichheit, bessere Leistungen und sozialen 
Zusammenhalt. Sie ist Grundlage für die Zukunftssicherung, baut auf Gerechtigkeit 
und ist auch ökonomisch ohne Alternative. Ein integriertes Schulsystem unter 
Einbeziehung aller bisherigen Schulformen ist auch in Münster zukunftsfähig und 
eine angemessene Antwort auf viele Fragen. Hier wird Schule als Lebensort  und 
Lernort für alle SchülerInnen gesehen,  
 
► den alle Schülerinnen und Schülern bis zum Abschluss der 10. Klasse gemeinsam   
besuchen, 
► der frei ist von ständiger Selektierung und der Furcht, durch das traditionelle Sieb 
der Differenzierung und Aussonderung zu fallen, 
► in dem alle SchülerInnen den Anschluss an Bildung behalten und 
Voraussetzungen für berufliche Karrieren schaffen können, 
► der Raum bietet, damit sich Neigungen und Fähigkeiten individuell entwickeln 
können und 
► auf den aufbauend alle Abschlüsse für weitere Bildung und für Beruf erworben 
werden können.  
 
Die Schulpolitik in NRW steht der Entwicklung der örtlichen Schullandschaften 
entgegen. Vor allem das Festhalten an dem viergliedrigen Schulsystem sorgt für 
Ärger. Wer nach vier Jahren Grundschulzeit keine Empfehlung für Gymnasium oder 
Realschule bekommt, der verliert viele schulische und berufliche Perspektiven. Das 
System fördert Schulabbrecher und vergrößert die Zahl der jungen Menschen, die 
am Ende ihrer Schulzeit weder über einen qualifizierenden Abschluss noch über 
Aussichten am Arbeitsmarkt verfügen. Probleme im Einzelnen kommen hinzu: 
 
► das Anmeldeverfahren zu den weiterführenden Schulen wird vom NRW-
Schulministerium fehlgesteuert und verläuft chaotisch;  
► die Personalausstattung der Schulen ist mangelhaft, die Klassengrößen sind nach 
wie vor zu hoch, die Zahl der Stundenausfälle ebenfalls; 
► auch die Selbständigkeit der Schulen wird nach Abschluss des erfolgreichen 
NRW-Modellprojektes wieder beschnitten und 
► die Kostenfreiheit schulischer Bildung wird laufend abgebaut. 
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Grundlegende Veränderungen der Schulpolitik auf Landesebene sind deshalb 
notwendig. GRÜNE setzen sich dafür ein. GRÜNE setzen sich zugleich dafür ein, 
alle kommunalen Handlungsspielräume für eine Entwicklung der kommunalen 
Bildungs- und Schullandschaft zu nutzen.  
 

Grüne Bildungsoffensive 
Ein modernes ganztägiges, soziales Bildungsangebot in und um die Schule herum, 
schafft neue Räume für gemeinsame Erfahrungen mit Bildung und soll Modell für 
eine  umfassende Entwicklung junger Menschen sein. 
Die Kinder- und Jugendhilfe soll die schulen dabei unterstützen, diese Ziele zu 
erreichen. Sie soll eigene Zielsetzungen und vielfältige Inhalte, Methoden und 
Arbeitsweisen entwickeln und ein breites Angebot für alle SchülerInnen schaffen,   
das die Angebote der Schulen ergänzt und in enger Wechselwirkung zu Familie, 
Schule und beruflicher Bildung steht. Alle Bildungspotenziale müssen in den 
Angeboten und Diensten sichtbar gemacht und weiterentwickelt werden. Die Stadt 
Münster beantragt ein Modellprojekt „Eine Schule für alle“ beim Land NRW. 
 
Dem Ganztag gehört die Zukunft 
Wir wollen alle Münsteraner Schulen der Primarstufen und der weiterführenden 
Sekundarstufe I zügig zu gebundenen Ganztagsschulen ausbauen. Dieser Schulform 
gehört die Zukunft und sie hat aus Sicht der GRÜNEN absoluten Vorrang vor 
anderen Modellen. In der Schule der Zukunft arbeiten die verschiedenen 
Professionen gleichberechtigt zusammen: Lehrer/innen, sozialpädagogische 
Fachkräfte und, Sonderpädagogen genauso wie Psycholog/innen und 
Jugendsozialarbeiter/innen. In die  Schulentwicklung müssen ebenso SekretärInnen 
und HausmeisterInnen einbezogen werden. 400-Euro-Kräfte sollen auf Dauer durch 
fest eingestelltes Fachpersonal ersetzt werden. Für alle Beteiligten werden 
Qualifizierungsmaßnahmen angeboten und die Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen auf den Weg gebracht.  
Für alle Kinder und Jugendlichen wird ein vollwertiges Mittagessen bereitgestellt. 
Eltern mit niedrigem Einkommen werden von finanzieller Beteiligung an den Kosten 
der Mahlzeiten befreit. Es werden entsprechende Räume zum Essen und zur 
Gestaltung einer erholsamen Mittagspause geschaffen. 
 
Chancengleichheit durch individuelle Förderung  und Integration  
Alle in Schule tätigen Professionen stellen sich in den Dienst der individuellen 
Förderung und Integration. Die Schule soll ein Lern- und Lebensort für Kinder sein, in 
dem Kinder sich auch wohlfühlen. Sie haben Anspruch auf eine den individuellen 
Fähigkeiten und Neigungen angemessene Förderung, sowohl begabte wie auch 
benachteiligte junge Menschen, Deutsche und Ausländer. Kein Kind darf 
zurückgelassen werden, wir sind davon überzeugt, dass langes gemeinsames 
Lernen allen dabei hilft ihre Fähigkeiten bestmöglich zu nutzen. Entscheidungen über 
mögliche Schulabschlüsse sollen deshalb erst am Ende einer 10-jährigen 
gemeinsamen Schulzeit getroffen werden.  

 
Besserer Übergang Schule-Beruf 
Veränderungen in der Arbeitswelt, Jugendarbeitslosigkeit und Ausbildungsnot haben 
massive Konsequenzen für alle mit Bildung befassten Institutionen. Daher muss die 
Voraussetzungen für den  erfolgreichen Übergang in Ausbildung und  Beruf sehr viel 
stärker in den Blick genommen werden. Berufliche Bildung vermittelt den jungen 
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Menschen Kompetenzen für Erwerbsarbeit, materielle Unabhängigkeit und 
persönlichen Erfolg. Darüber hinaus hat sie eine besondere Bedeutung für  den 
persönlichen Werdegang eines jeden jungen Menschen. Daher werden wir alles 
dafür tun, damit jeder junge Mensch einen grundlegenden schulischen Abschluss 
erreichen kann und die Möglichkeit einer „zweiten Chance“ in der 
berufsqualifizierenden Ausbildung erhält.  

 
Ausstattung der Schulen verbessern 
Der zunehmende Ganztagsbetrieb in Schulen führt dazu, dass Schulräume zu 
Lebensräumen werden. GRÜNE kümmern sich deshalb um erhöhte Raumbedarfe, 
zusätzliche Funktionen und eine ansprechende Gestaltung schulischer 
Außengelände. Schule muss innen und außen auch für die Freizeitgestaltung 
genutzt werden können. Jede Ganztagsschule erhält so schnell wie möglich einen 
Mehrzweckraum, der in der Mittagspause als Mensa und als Pausenraum genutzt 
werden kann.  

 
Sanierung der Schulgebäude 
Zusätzlich zu den Mitteln „Schulpauschale“ stellen wir den Schulen jährlich 5 Mio. € 
zum Abbau des Sanierungsstaus zur Verfügung. Durch Umstrukturierung 
freiwerdende Schulgebäude bleiben grundsätzlich für bildungs- und soziokulturelle 
Zwecke erhalten. Wir setzen uns ein für eine ökologisch ganzheitliche Umsetzung 
baulicher Maßnahmen an Gebäuden sowie dem Schulumfeld. 

 

Förderung der Kommunalen und Regionalen Bildungslandschaft 
Bildung erfordert neue Formen der Vernetzung. Elternhaus und Familie und die 
verschiedenen Bildungsinstitutionen (Schule, Jugendhilfe, Ausbildungs- und 
Arbeitswelt, etc.) haben ergänzende Bildungsschwerpunkte. Auf der Grundlage der 
Bedürfnisse und Interessen junger Menschen müssen die Bildungsaufgaben von 
Elternhaus und Familie, Schule, Ausbildungs- und Arbeitswelt und Jugendhilfe neu 
verbunden, aufeinander abgestimmt und die Übergänge zwischen den Bildungsorten 
neu gestaltet werden. Wir GRÜNE setzen uns ein für eine übergreifende 
Verknüpfung der unterschiedlichen Bildungsinstitutionen und der politischen 
Verantwortlichkeiten in der Stadt Münster. Deshalb begrüßen wir die Entwicklung 
Regionaler Bildungslandschaften, so sie wie im Modellprojekt „Selbstständige 
Schule“ vorgedacht wurden. Die Eigenständigkeit von Schulen bietet viele Vorteile, 
darf aber nicht auf halbem Wege stehen bleiben. Eltern und Schüler sollen davon 
profitieren, dass die besonderen fachlichen Kompetenzen aus Schule, 
Schulpsychologie und Jugendsozialarbeit ihre besonderen Sichtweisen gut auf 
einander abgestimmt werden  und sich ergänzend einbringen können. 
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Wirtschaft für die Stadt – Arbeitsplätze für 
mehr Lebensqualität 
 

► Vielfältige Wirtschaftsstruktur erhalten und ausbauen – Münster 
bleibt wirtschaftlicher „Tausendfüßler“ 

► Soziale und ökologische Gewerbeansiedlung fördern 

► Qualität statt Quantität bei der Einzelhandelsentwicklung 

► Gesundheitswirtschaft fördern 

► Für eine neue Gründeroffensive in Münster 

► Münster darf nicht Niedriglohn-Hauptstadt bleiben 

 

Arbeit und Beschäftigung in den Mittelpunkt stellen 
Münster befindet sich wie viele Städte in einem Strukturwandel, auch wenn er sich  
hier nicht so brutal vollzieht wie im Ruhrgebiet. Der Strukturwandel hat in Münster 
unterschiedliche Wirtschaftsbereiche erfasst: Einzelhandel, Geld- und 
Versicherungswirtschaft, Behörden und Dienstleistungen, ebenso wie industrielle 
Unternehmen. Münster profitiert jedoch von seiner vielfältigen und stark 
mittelständisch geprägten Wirtschaftstruktur. Diese „Tausendfüßler“- Struktur sichert 
der Stadt eine hohe Konjunkturstabilität. GRÜNE wollen sie erhalten und zielgerichtet 
weiterentwickeln. 
 

Wissenschaft und Wirtschaft 
Motoren des Strukturwandels sind die Hochschulen.  WissenschaftlerInnen und 
Dienstleister für Hochschulen sind die Akteure, Die Wirtschaftsförderung der Stadt 
muss die Interessen dieser Gruppen besonders im Auge haben. Der 
Technologiepark ist hierbei eines der besten Beispiele. Hier entscheiden sich in den 
nächsten Jahren Stellenwert und Bedeutung der  Münsteraner Einrichtungen. Neben 
der Einwerbung von Fördermitteln (EU, Land) kommt es auf eine verbesserte 
Kooperation von Hochschulen, Technologiepark, Stadt und Wirtschaft an, wenn die 
Bedeutung des Standortes Münster gesichert und ausgebaut werden soll. GRÜNE 
begleiten und unterstützen diese Arbeit seit Jahren. Ein wichtiger Baustein wird das 
Zentrum für Nanobioanalytik, das weitere private wie öffentliche Investitionen und 
Arbeitsplätze sichern und neu schaffen soll. 
 

Gesundheitswirtschaft  
Münster ist die „Gesundheitsstadt“ in NRW. Krankenhäuser der Spitzenversorgung, 
zahlreiche Praxen im medizinischen Bereich und viele ergänzende medizinische  
Dienstleistungen, Angebote der ambulanten und stationären Pflege sowie  
Beratungsstellen arbeiten in Münster erfolgreich und auf hohem Niveau. Zahlreiche 
Einrichtungen der Gesundheitsforschung und des Gesundheitswesens komplettieren 
das umfassende Angebot in der Stadt. Die Zahl der Arbeitsplätze in diesen 
Bereichen ist enorm. Insbesondere für Frauen ist die Gesundheitswirtschaft einer der 
wichtigsten Beschäftigungsbereiche. Das hohe fachliche Niveau und die 
herausragende Bedeutung für den Arbeitsmarkt in Münster und der Region müssen  
nach unserer Meinung stärker als Standortfaktor begriffen und auch im 
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Stadtmarketing offensiver berücksichtigt werden. Dabei geht es nicht nur um die 
Industrie, sondern auch und gerade um das enorme Dienstleistungspotential  im 
Bereich der medizinisch unterstützenden Berufe.  GRÜNE wollen, dass die Stadt 
Münster mehr als heute die wirtschaftlichen Aktivitäten in diesem Bereich durch 
Hilfen zur Vernetzung, zur Ansiedlung sowie zur Existenzgründung  unterstützt. Mit 
der  angedrohten Verlagerung des von den GRÜNEN in der Landespolitik 
maßgeblich vorangetriebenen Krebsregisters sowie des Landesinstitutes für 
Gesundheit und Arbeit wird die CDU-FDP Landesregierung der 
Gesundheitsforschung und dem Gesundheitsstandort Münster einen schweren 
Schaden zufügen. GRÜNE setzen sich für den Verbleib in Münster  ein.       
 

Gewerbeflächen: Freiraum schützen - Soziale und ökologische Kriterien bei der 
Grundstücksvergabe berücksichtigen 
„Klimafreundlich und GRÜN“ - das ist ein aus unserer Sicht noch zu wenig 
beachtetes Markenzeichen für Münster. BesucherInnen und Touristengruppen 
zeigen sich nicht nur beeindruckt von der historischen Altstadt, sondern auch von 
den Grün- und Freiflächen, den Fahrradwegen und der Münsterländischen 
Parklandschaft, die sich bis in die Stadt hinein erstreckt. Der Freiraum ist ein 
bedeutender touristischer Standortfaktor und deshalb Grundlage für viele 
Arbeitsplätze. 
 
Die von der Schwarz/Gelben- Koalition bedenkenlos propagierte Inanspruchnahme 
des Freiraums für Gewerbe- und Industrieflächen und Straßenbau sägt sozusagen 
„den Ast ab, auf dem die Tourismuswirtschaft in Münster sitzt“. Vernichtet wird 
natürlich auch die Erwerbsgrundlage für Landwirte und deren Familien. Der 
Flächenfraß erfolgt zudem ohne ökonomische Rechtfertigung, denn schon länger ist 
bekannt, dass die Wirtschaftsentwicklung nur mittelbar von der Größe der 
angebotenen Flächen abhängt. 
  
Gleichwohl sind allein für das Gewerbegebiet Amelsbüren Flächen von über 90 
Hektar vorgesehen. Zum Vergleich: Das ist so viel Fläche wie der Aasee samt 
Umgebung umfasst. Bekannt ist auch, dass die Fläche in Amelsbüren eine 
Hauptfrischluftschneise darstellt, die Münster bisher mit sauberer und frischer Luft 
versorgt und die deshalb keinesfalls bebaut werden dürfte.  
 
Auch betriebswirtschaftlich ist das Projekt fragwürdig, weil die aufgekauften Flächen 
auf Grund der hohen Investitions- und Folgekosten u. a. für den geplanten 
Autobahnanschluss und die aufwändige Erschließung zu hohen Grundstückspreisen 
führen. Mehr als 60 Euro je qm erschlossener Fläche sind zu erwarten – vollkommen 
am Markt vorbei! Auf diesen Kosten wird die Stadt deshalb sitzen bleiben. Aus 
umwelt-, finanz- und wirtschaftspolitischen Gründen halten wir derartige   
Vorratshaltung für eine Fehlinvestition und für nicht zukunftsweisend. 
 
Die regionalen wirtschaftlichen und ökologischen Schwerpunkte erfordern eine  
qualitative Gewerbeflächenpolitik. GRÜNE werden ein marktgerechtes 
Flächenangebot mit einer Orientierung an regionalen Kompetenzfeldern mit klarem 
Münsteraner Profil fördern, wie wir es bei den Forschungs- und 
Entwicklungseinrichtungen haben. Flächenangebote sollen zukünftig unter 
Berücksichtigung von ökologischen Kriterien ausgewiesen werden. Besonderes 
Augenmerk gilt dabei der Reaktivierung von industriellen Brachflächen. Wir 
unterstützen interkommunale Gewerbegebiete und die Ansiedung von Betrieben in 
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den Stadtteilen. Zum Beispiel sollte die bisherige Kaserne in Gievenbeck nach Abzug 
der Briten in ein Gewerbegebiet für den Stadtteil umgewandelt werden. 
Um die Entwicklung interkommunaler Gewerbegebiete zu erleichtern fordern GRÜNE 
eine stärkere regionale Zusammenarbeit im Bereich der Wirtschaftsförderung. Nur 
bei gemeinsamen Anstrengungen der Region wird es möglich sein, quantitativ und 
qualitativ wettbewerbsfähige Flächen anzubieten, wachsende Unternehmen zu 
halten und Standortentscheidungen zugunsten der Stadt und des Umlandes zu 
beeinflussen. Wir halten zudem die Beteiligung der Stadt an einem Monitoring-
System für regionale Gewerbeflächen für notwendig. 
 
Auch die Vergabe städtischer Grundstücke soll qualitativen Zielsetzungen folgen: 
Unternehmen und Organisationen, die ein zertifiziertes System zur Bewertung und 
Verbesserung des betrieblichen Umweltschutzes nutzen und die ihre 
Betriebsgebäude nach ökologischen Kriterien planen und errichten, sollen bei der 
Vergabe städtischer Gewerbeflächen größere Chancen erhalten. 
 
Mit Grünen Ideen schwarze Zahlen schreiben 
Die hiesigen Industrie- und Handwerksunternehmen sind für Münster wichtige 
Arbeitgeber, die zahlreiche Arbeits- und Ausbildungsplätze bereitstellen. Diese 
Unternehmen sollen in ihrem Bemühen weitere Arbeitsplätze zu schaffen, unterstützt 
werden. Bestandssicherung und Weiterentwicklung der hiesigen Unternehmen 
werden von uns unterstützt! 
 
Wir unterstützen weiterhin das Projekt Ökoprofit®, das betriebs- und 
produktionsintegrierten Umweltschutz für die Betriebe zum Inhalt hat. Hierdurch 
konnten in den zurückliegenden Jahren erhebliche Betriebsstoffe (Energie, Wasser, 
Strom und Sprit) eingespart werden und Ressourcen sparende Produktionsabläufe 
umgesetzt werden. Mit Grünen Ideen schwarze Zahlen schreiben! 
 
Notwendig ist für uns konsequentes Flächenrecycling, die Reaktivierung von brach 
liegenden Industrieflächen und mögliche Flächenoptionen auf künftigen 
Konversionsfläche. Die Konversion des ehemaligen Militärgeländes Loddenheide ist 
hierbei Vorbild. Dort, wo sich Unternehmen im Bestand erweitern wollen, finden sie 
unsere Unterstützung. 
 
Landwirtschaft: Produktion erhalten – Flächen sichern 
Straßenbau und die ungezügelte Ausweisung von Siedlungsflächen haben die  
landwirtschaftlich nutzbaren Flächen auf dem Stadtgebiet und der Region erheblich 
eingeschränkt. Diese Entwicklung halten wir für falsch. Die Landwirtschaft muss 
weiterhin Möglichkeiten der Bewirtschaftung auch größerer Flächen behalten. Die 
Darstellung von Vorrangflächen für die Land- und Forstwirtschaft im 
Flächennutzungsplan soll genutzt werden, um Flächen zu erhalten und den 
Betrieben der Landwirtschaft Planungssicherheit zu geben.  
 
FMO 
Wir anerkennen die Bedeutung des FMO für die regionale Wirtschaft. Den Ausbau 
der Start- und Landebahn auf 3.000 bzw. 3.600 m halten wir aus verkehrs- und 
wirtschaftspolitischen Gründen für falsch, aus ökologischer Sicht für fatal (vgl. Kapitel  
Verkehr). Der FMO hat  nur als Regionalflughafen eine wirtschaftliche Perspektive. 
Alle Kräfte sollen darauf konzentriert werden, auf dieser Basis einen wirtschaftlichen 
Betrieb zu erreichen.  
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Citylogistik ausbauen 
Bei der City-Logistik handelt es sich um ein überbetriebliches Management der 
gewerblichen und privaten Güter- und Warenbewegungen innerhalb der Stadt. Durch 
Citylogistik sollen überflüssige Kfz- und LKW-Fahrten vermieden werden. Die 
Einführung eines City-Logistik-Konzepts soll auch zur Verbesserung der 
Luftschadstoff- und Lärmsituation in Münster führen. Unternehmen und 
Organisationen, die an der City-Logistik teilnehmen, können mit einem Umwelt-Label 
ausgezeichnet werden. 
  
Das Umwelt-Label schafft Imagevorteile für Einzelhandel, Dienstleistungen, 
Gastronomie und Stadt und hat  Marketingwirkung für alle beteiligten Partner. Wir 
fordern deshalb ein Pilotprojekt nach dem Modell einer „handelsorientierten Liefer-
Logistik“ mit einem zentralen City- Logistik-Dienstleister. 
 
Wohnen und arbeiten zusammenbringen 
GRÜNE stehen für die Stadt der kurzen Wege. Einzelhandel, 
Lebensmittelversorgung, medizinische Versorgung – all dies soll fußläufig erreichbar 
sein. Vor allem für ältere Menschen und Familien mit Kindern. Die mehr als 15 ha 
großen Flächen des ehemaligen Stückgutbahnhofes eröffnen mittelfristig die 
Chance, ein neues Stadtviertel zu errichten und mit dem Südviertel zu verbinden. 
Hier können neue Wohn- Dienstleistungs- und Gewerbeflächen die Lebensqualität 
und die Wirtschaftskraft unserer Stadt deutlich steigern und zugleich die 
Inanspruchnahme des Freiraums verringern. 
  
Hafenentwicklung mit mehr Rücksicht auf die Nachbarn 
Nach und nach ist aus dem industriell geprägten Hafen ein neues Zentrum für 
Dienstleistungen, Freizeit und kulturelle Einrichtungen geworden. Der Kreativkai hat 
neue Arbeitsplätze nach Münster gebracht. Die Entwicklung am Hafen muss zu 
einem gedeihlichen Miteinander mit den Bewohnern des südlichen Hansaviertels 
führen. Die Anwohnerinteressen müssen ebenso wie Interessen der Unternehmen 
Berücksichtigung finden. Bislang hat die Stadtplanung die Interessen der Bewohner 
vernachlässigt: Massiver Parkverkehr und Lärm bis in die Nacht rauben den 
Anwohnern den Nerv.  Der Wandel am Mittelhafen ist nur noch eine Frage der Zeit. 
GRÜNE haben hierzu einen Vorschlag gemacht, um neue Unternehmen 
anzusiedeln: Ein Nutzungsmix aus Alt und Neu, Stadtwerke neben Dienstleistung 
und Kultur. Die Entwicklung am Stadthafen II haben GRÜNE seit langer Zeit mit 
gestaltet. Das erfolgreiche Selbstverwaltungsmodell am Hawerkamp wird von uns 
weiterhin unterstützt. Wir wollen dem Trägerverein „Erhaltet den Hawerkamp“ e.V. 
bei der Verbesserung seiner Rahmen- und Arbeitsbedingungen unterstützen. 
Weitere Ansiedlungen sind einzufügen in Abstimmung mit den vorhandenen 
Akteuren.  
 
Einzelhandel: Qualität statt Masse! 
Mit dem Einzelhandelskonzept, das auf Antrag der Grünen aktualisiert wurde, sind 
weitere Prioritäten für die Stadtentwicklung gesetzt. Die Strategie, großflächige 
Ansiedlungen auf der grünen Wiese zu verhindern, geht auf GRÜNE Initiativen der 
letzten Jahre zurück. Das Scheitern des ECE-Parks mit rund 25.000 qm 
Verkaufsfläche an der Hammer Straße im Jahre 2000 war gut für Münster. 
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Die Bebauung der Stubengasse hat zu einer weiteren Verdichtung und zur 
Reduzierung des zur Verfügung öffentlichen Raumes geführt. Wir haben uns hier für 
eine andere Lösung eingesetzt, einen Central-Park mitten in der Stadt. Auch 
deshalb, weil wir die pure Flächenvermehrung ohne Steigerung der Angebotsqualität 
oder die Verlängerung der Ladentheke in der Innenstadt für keine Verbesserung 
halten. 
 
Von den bisherigen Projekten profitierten in erster Linie Filialisten, deren Angebote 
es schon an anderen Stellen mehrfach gab. Lokale kleine und mittelständische 
Unternehmen mit ihren individuellen Leistungen und Angeboten gingen zumeist leer 
aus. Der Schwerpunkt der kommunalen Planung für den Einzelhandel muss in der 
Förderung und Unterstützung kleiner lokaler und regional tätiger Unternehmen 
liegen, die hier in Münster Arbeits- und Ausbildungsplätze schaffen. Notwendig ist 
hierfür eine Stärkung der Stadtteilzentren in Abstimmung mit den ansässigen 
Einzelhändlern.  
 
Die geplante Erweiterung des Zentrums am Idenbrockplatz in Kinderhaus geht 
jedoch zu Lasten der vorhandenen Einzelhandelsstruktur in Kinderhaus, vor allem in 
der „Schleife Brüningheide“ und wird von den GRÜNEN wie von vielen 
KinderhauserInnen deshalb abgelehnt. Die Entwicklung auf den großen 
Ausfallstraßen wie Warendorfer, Hammer und Wolbecker Straße muss vorrangig die 
Bedingungen der ansässigen Einzelhändler verbessern. Die Flächenaufstockung am 
Schifffahrter Damm (ehemaliges „Guttermann- Gelände“) ist deshalb aus unserer 
Sicht ein falsches Signal und eine Bedrohung für die Angebote auf der Warendorfer 
Straße. Stattdessen müssen Versorgungsengpässe in einzelnen Stadtteilen wie 
Angelmodde oder Sentrup durch gezielte Ansiedlungen behoben werden. Wir setzen 
hier auf kleinteilige Angebote. Hier sollen hiesige Kleinunternehmer und 
Mittelständler eine Chance bekommen.  
 
GRÜNE setzen sich auch für ein regionales Einzelhandelskonzept ein. Beispiele aus 
Ostwestfalen, Aachen und im Bereich Dortmund zeigen, dass solche Konzepte 
erfolgreich umgesetzt werden können. In enger Abstimmung der Kommunen im 
Münsterland sollen Ansiedlungen gemeinsam geplant und beschlossen werden, 
damit Kooperation statt Konkurrenz in der Region zum Zuge kommt. 
 
Ab 20 Uhr muss Schicht sein – keine weitere Verlängerung der 
Ladenöffnungszeiten!  
Die Verlängerung der Ladenöffnungszeiten auf bis zu teilweise 24 Uhr halten wir 
GRÜNE für falsch. Auch wenn in den meisten Bereichen der Stadt auf 
weitergehende Öffnungszeiten verzichtet wurde, halten wir diesen Weg hin zur 
Ladenöffnung rund um die Uhr für falsch. Längere Ladenöffnungszeiten gehen zu 
Lasten der Beschäftigten und ihrer Familien. Die gesetzliche Regelung, die die 
Öffnungszeiten auf längstens 20 Uhr begrenzte ist wieder herzustellen. Der 
Zugewinn für den Einzelhandel ist marginal. Mehr Kaufkraft wird durch die längeren 
Öffnungszeiten nämlich nicht geschaffen. 
 
Kinderbetreuung als Wirtschaftsfaktor   
Eine gute und flächendeckende Kinderbetreuung, vor allem für unter Dreijährige, ist 
die notwendige Vorraussetzung, dass Mütter und Väter arbeiten und studieren oder 
eine Ausbildung machen können. Münster braucht städtische, private und kirchliche 
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Angebote, damit Betreuung die notwendige Breitenwirkung erreicht. Besonders 
wichtig ist die Förderung von Elterninitiativen und Vereinen, die ein vielfältiges, den 
individuellen Bedürfnissen der Eltern entsprechendes Angebot vorweisen. 
 
Auch die Kinderbetreuung muss sich den verändernden Bedingungen der Arbeitswelt 
anpassen, dazu gehört in erster Linie die Flexibilisierung der Betreuungszeiten. Nur 
wenn Kinderbetreuung flexibel gestaltet werden kann, können Mütter und Väter auch 
Arbeitsangebote mit atypischen Arbeitszeiten annehmen. 
 
Die GRÜNEN werden sich dafür einsetzen, dass die Stadt Münster Betriebe fachlich 
unterstützt, die eigene Angebote für familienfreundliche Maßnahmen zur 
Kinderbetreuung selbst anbieten wollen. Betriebliche Angebote zur Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf sind ein wichtiger Standortfaktor und unterstützen Arbeitnehmer 
mit Kindern, die weiter im Beruf bleiben wollen. Betriebliche Angebote zur 
Kinderbetreuung tragen die Möglichkeit in sich, besser auf die Anforderungen der 
Eltern  und Kinder als auch des Betriebes einzugehen, z.B. in Fragen der 
Betreuungszeiten und der örtlichen Nähe.  
 
Um diese Aufgaben leisten zu können, braucht es genügend PädagogInnen und 
ErzieherInnen, die neben der optimalen Kinderbetreuung auch einen ständigen 
Kontakt zu den Eltern ermöglichen, sowie eine starke Vernetzung zwischen den 
Einrichtungen um gerade auf Flexibilisierungsansprüche reagieren zu können. 
  
Mittelkürzungen für Ausbildung, Qualifizierung und Weiterbildung zurücknehmen  
Die Qualifizierung und Ausbildung junger Menschen wie die Weiterbildung der 
Beschäftigten muss im Interesse der Wirtschaft wie der Stadt liegen. Die bisherigen 
Aktivitäten in diesem Bereich müssen gebündelt und verstärkt werden. Hier sehen 
wir auch die Stadt und die Wirtschaftsförderung stärker in der Pflicht, Jugendliche 
ohne Ausbildungsplatz zu unterstützen. Münster ist zugleich ein großer Standort von 
Weiterbildungsträgern und Einrichtungen der (beruflichen) Weiterbildung. Hier setzen 
wir uns für eine stärkere Vernetzung der Bildungsträger ein. Auch die 
Beschäftigungsbedingungen in der Weiterbildung müssen verbessert werden. Die 
Kürzungen bei Trägern der Weiterbildung (VHS) müssen zurückgenommen werden. 
 
ARGE keine Agentur für Lohndrücker – Stadt muss Tariflöhne zahlen    
GRÜNE sehen in Qualifizierung, Aus- und Weiterbildung, in passgenauer Vermittlung 
und sowie in individuell gezielter Förderung wichtige Aufgaben der 
Arbeitsmarktförderung. Damit kommt  der  ARGE Münster eine wichtige Aufgabe zu, 
die rechtlich durch Bundesgesetze festgelegt ist. Unserer Meinung nach kann 
Arbeitsförderung nur gelingen, wenn sie statt durch Willkür, Gängelung und 
Sanktionen durch eine vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen Arbeitsuchenden 
und  der Arbeitsbehörde geprägt ist. Deshalb werden wir weiterhin alle uns zur 
Verfügung stehenden politischen Hebel nutzen, um zu einer Korrektur der Hartz 
Gesetzgebung in Richtung einer bedarfsgerechten und die sozialen Bürgerrechte 
wahrenden Grundsicherung bei Arbeitslosigkeit zu kommen. Als gleichberechtigte 
Partnerin in der Arbeitsgemeinschaft wollen weiterhin engagiert dafür streiten, den 
gesetzlichen Rahmen so weit wie möglich im Sinne der Arbeitssuchenden 
auszufüllen. 

 Münster als durch den Dienstleistungssektor geprägte Stadt  ist leider in den letzten 
Jahren auch zu einer „Hauptstadt des Niedriglohnsektors“ geworden. Mehr als 40 
Leiharbeitsunternehmen üben erheblichen Druck auf normale 
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Beschäftigungsverhältnisse aus. Diese Entwicklung ist nicht akzeptabel. GRÜNE 
wollen eine Stadt der sozialen Gerechtigkeit und des sozialen Ausgleichs. Wir 
werden deshalb alles, was uns möglich ist, dafür tun, diesen Trend zu stoppen. 
Deshalb werden wir uns im Rahmen der Ratsarbeit für die Einführung von 
Mindestlöhnen einsetzen. Jedoch sind der Kommunalpolitik an dieser Stelle ohne  
gesetzlichen Mindestlohn und ohne Veränderung bei den Zumutbarkeitsregelungen 
Grenzen gesetzt. 

GRÜNE setzen sich für eine service- und bürgerInnenfreundliche Stadtverwaltung 
ein. Dies setzt jedoch voraus, dass auch die Beschäftigten der Stadt Münster faire 
und tarifgerechte Entlohnungen erhalten. Die seit 2005 gängige Praxis der Stadt, 
befristete Arbeitsverträge – trotz vorgesehener Weiterbeschäftigung des 
Arbeitnehmers – nicht direkt zu verlängern, sondern durch eine Arbeitslosigkeit von 
einem Monat und einem Tag die Löhne der Betroffenen erheblich zu senken, 
widerspricht diesem Ziel eklatant. Betroffen sind vor allem ErzieherInnen. Gute Arbeit 
soll auch gut bezahlt werden! Wir verlangen deshalb, die Lohnsenkung zu beenden. 
  
GRÜNE wollen ein Tariftreue-Gebot bei der Vergabe kommunaler Aufträge und 
setzen sich dafür ein, auf Landesebene die gesetzlichen Rahmenbedingungen 
hierfür wieder zu schaffen. Wir werden alle Möglichkeiten prüfen, um auf 
kommunaler Ebene zu erreichen, dass Betriebe, die sich um Aufträge bei der Stadt 
Münster bemühen, eine tarifliche Entlohnung ihrer MitarbeiterInnen nachweisen 
müssen. LeiharbeiterInnen müssen gleich entlohnt werden wie festangestellte 
MitarbeiterInnen in gleich gelagerten Betrieben. 
 
Die Stadt Münster muss sich auch für den Abbau von Schwarzarbeit einsetzen und 
im Rahmen ihrer Zuständigkeiten Verstöße gegen gesetzliche Regelungen 
unterbinden. Bei Ausgründungen von Einrichtungen der Stadt Münster, Übernahmen 
von städtischen Aufgaben durch private Träger, bei Beteiligungen an Firmen 
kämpfen wir um den Erhalt von Arbeitnehmerrechten und für die weitere Gültigkeit  
von Tarifverträgen für die betroffenen Beschäftigten. 
 
Demographischen Wandel  nutzen 
Besonders betroffen vom demografischen Alterungsprozess sind der Arbeitsmarkt 
und damit die Leistungsfähigkeit unserer Wirtschaft. Münster darf die mit dem 
demographischen Wandel verbundenen Chancen nicht verpassen. Die Grünen 
werden sich dafür stark machen, dass insbesondere Münsteraner Klein- und 
Mittelständische Unternehmen ihre Attraktivität als mögliche Arbeitgeber für junge 
Fachkräfte nicht verlieren. Gerade in Münster als Standort der Hochschulen, der 
Verwaltungen, der Versicherungen, der Banken und vieler anderer Dienstleitungen 
werden viele Organisationen damit konfrontiert, dass ganze Berufsgruppen gealtert 
sind. Die Stadt Münster muss deshalb frühzeitig als Netzwerkinitiator gemeinsam mit 
den lokalen Akteuren (Kammern, Verbänden, Trägern etc.) eine bewusste und 
zielgerichtete Personalstrategie und präventive Gesundheitsmaßnahmen zur 
Aufrechterhaltung der Arbeitsfähigkeit entwickeln.  Dabei darf es aus GRÜNER Sicht 
nicht darum gehen, ältere ArbeitnehmerInnen aus dem Arbeitsprozess zu drängen. 
 
GRÜNE werden sich deshalb dafür einsetzen, dass die Stadt Münster ihre 
Möglichkeiten nutzt, in Zusammenarbeit mit Gewerkschaften, Berufsverbänden und 
Kammern die Beschäftigungssituation älterer ArbeitnehmerInnen zu verbessern. 
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Verwaltungsstrukturreform darf für Münster kein Kahlschlag werden!  
Aufgaben im Bereich Kultur und Soziales, die von den Städten und Kreisen in 
Westfalen-Lippe nicht selbst oder nur mit nicht vertretbarem Verwaltungsaufwand 
erledigt werden können, werden vom  Landschaftsverband Westfalen-Lippe (kurz: 
LWL) wahrgenommen. Der LWL verfügt heute über ein einzigartiges Netzwerk 
verschiedener Einrichtungen, das seit Beginn des 19. Jahrhunderts entstanden ist. 
Die regierenden Mehrheiten planen auf Landesebene die etablierten Strukturen zu 
reorganisieren und mit einer Dreiteilung in NRW neu zu sortieren. Obwohl 
gutachterlich ermittelt wurde, dass eine Modernisierung innerhalb bestehender 
Strukturen die sinnvollste Lösung ist. Die Grünen werden sich auch weiterhin dafür 
stark machen, dass bei der geplanten Verwaltungsreform in Nordrhein-Westfalen die 
Einheit Westfalens bestehen bleiben muss. Aus Westfalen darf kein „Restfalen“ 
werden, wie die Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker im LWL zuletzt 
einstimmig in einer Resolution an die Landesregierung im November 2005 forderten.  
 
Unabhängige Verbraucherberatung wichtiger denn je  
Finanzkrise, steigende Energiekosten, wchsende Verschuldung, vermehrte 
Lebensmittelskandale in den letzten Monaten haben viele Verbraucherinnen und 
Verbraucher verunsichert. Die Verbraucherzentrale NRW mit ihrer Beratungsstelle in 
Münster genießt hohes Vertrauen in der Münsteraner Bevölkerung, weil sie als 
unabhängige und gemeinnützige Organisation gesellschaftlich wichtige Themen 
transportiert. Das fachliche Know how der Münsteraner Beratungsstelle ist anerkannt 
und ihren Ratschlägen folgen die Münsteraner BürgerInnen gern. 
 
GRÜNE fordern deshalb, dass die Finanzierung für die Verbraucherberatung durch 
die Stadt dauerhaft gesichert und nicht immer wieder in Frage gestellt wird. Die 
Arbeit der Beratungsstelle in Münster muss längerfristig gewährleistet sein. Denn 
beispielsweise verschaffen die Energieberatungen in der Altbausanierung nicht nur 
den privaten Haushalten ein Einsparpotential und einen verminderten CO2-Ausstoß, 
sondern bringen auch Aufträge für kleine und mittlere Unternehmen, die sich mit der 
Gebäudesanierung beschäftigen - eine klassische Win-Win-Situation für Münsteraner 
Verbraucher/innen und regionale Anbieter/innen. Mittel für die Verbraucherberatung 
wirken wie eine Investitionsförderung, und sie entlasten zugleich den öffentlichen 
Haushalt von Sozialausgaben (Schuldnerberatung). 
 
Wegen der Bedeutung der Beratung für die Allgemeinheit fordern wir außerdem, 
dass sich auch    An der Finanzierung der Beratung für verunsicherte Münsteraner 
BürgerInnen sollen sich aber auch Versicherungen, Banken, Energiekonzerne etc. 
an den Kosten beteiligen.  
  
Wirtschaft muss Lasten der Stadt mittragen – Gewerbesteuer maßvoll anheben  
Bis 1999 sind in jeder Amtsperiode des Rates die Hebesätze der Gewerbesteuer 
angehoben worden. Dies war auch bis 1994 in jeder CDU-regierten Zeit so. Seit 
1999 hat sich die Schwarz/Gelbe Mehrheit jedoch geweigert, die Wirtschaft in 
angemessener Weise an den öffentlichen Aufgaben zu beteiligen. CDU und FDP 
versuchten, den öffentlichen Haushalt allein durch Kürzungen bei Löhnen und 
Gehältern, durch Stellenabbau und Einschnitte bei Ausgaben für Soziales, 
Umweltschutz und Kultur zu sanieren. Das nach den Beratern Rödl & Partner 
benannte Sparprogramm wurde zum Synonym für massiven Leistungsabbau, 
Gebührensteigerungen und die Belastung großer Teile der Bevölkerung. Durch die 
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moderate Anhebung der Gewerbesteuer um 20 Prozentpunkte hätten viele 
Kürzungen bei sozialen Grundleistungen und im Bildungswesen vermieden werden 
können.  
 
GRÜNE wollen mit dieser Maßnahme zur Erhöhung der Einnahmeseite einen Beitrag 
zur Haushaltskonsolidierung leisten, besonders krasse Leistungskürzungen 
zurücknehmen und weitere Kürzungen im Bildungs- und Sozialbereich der Stadt 
verhindern. 
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Chancen für Kinder von Anfang an: Münster als 
Stadt für Kinder, Jugendliche und Familien 
 

► Verbesserung der Betreuung von Kleinkindern durch 
zusätzliches Fachpersonal 

► Qualitätsoffensive in den offenen Ganztagsgrundschulen durch 
Senkung der Gruppengröße auf maximal 25 Kinder und Einstellung 
zusätzlicher Fachkräfte 

► Beitragsfreie Tagesbetreuung für Kinder von Eltern mit einen 
Jahreseinkommen unter 25.000 € - perspektivisch generelle 
Beitragsfreiheit für alle Familien mit geringen und mittleren 
Einkommen 

► Förderung gemeinsamer Erziehung von Kindern mit und ohne 

Behinderung 

► Ausbau der frühen Hilfen, des Kinderschutzes und der 

Unterstützung für die Eltern 

 
Frühe Hilfen und Hilfen zur Erziehung 
Jugendhilfe ist wie Schule und Bildung für alle Kinder und jugendlichen da. 
Besonderer Aufmerksamkeit und zusätzlicher Hilfen und Unterstützung bedürfen 
jedoch diejenigen, die aufgrund sozialer Herkunft oder fehlender Gesundheit affektiv 
oder/und intellektuell eingeschränkt sind. Je früher die Unterstützung erfolgt, desto 
besser. Dafür ist ein „soziales Frühwarnsystem“ ein geeignetes Instrument, das 
allerdings ohne ein gut ausgebautes und vernetztes Angebot früher Hilfen für Eltern 
und Kinder stumpf bliebe. Diese Vernetzung soll stadtteilbezogen erfolgen und aktiv 
dafür werben, dass Eltern Unterstützungsangebote für ihre Kinder und für sich 
möglichst früh in Anspruch nehmen.  
 
Soziale Frühwarnsysteme und „Frühe Hilfen“ beanspruchen finanzielle und 
personelle Ressourcen. Sie stellen jedoch eine Investition in die Zukunft dar, da sie  
die Bedingungen für das Heranwachsen von Kindern und  Jugendliche verbessern   
und die Notwendigkeit für eingriffs- und kostenintensive Hilfen zur Erziehung 
verringern. 
 
Erziehungshilfe ist der Ausfallbürge für Sozialisations- und Erziehungsprozesse, die 
in Schwierigkeiten geraten sind, zu misslingen drohen oder mitunter bereits 
gescheitert sind. Erziehungshilfe stellt den Kindesschutz in den Vordergrund und will 
Eltern ermutigen und befähigen, ihre Verantwortung für das Kind wahrzunehmen. 
Dabei spielt die Kooperation mit Kindertagesstätten, Schulen, der 
Ganztagsbetreuung und den Einrichtungen der Jugendarbeit eine herausragende 
Rolle. Zentraler Fokus sollte die Aktivierung von Ressourcen und Unterstützung aus 
dem familiären und sozialen Umfeld sein.  
 
GRÜNE wollen, dass alle, die eine Unterstützung im Rahmen der Hilfen zur 
Erziehung oder zur Persönlichkeitsentwicklung und eigenständigen Lebensführung 
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benötigen, diesen Rechtsanspruch auch leicht und vorurteilsfrei in Anspruch nehmen 
können.  
 
Hilfen in Krisen anbieten 
Alle  Kinder, Jugendlichen und Familien in Münster sollen in Krisensituationen das 
Angebot finden, das ihnen Unterstützung in ihrer schwierigen Situation bietet, sei es 
bei steigender materieller Not, innerfamiliärer Gewalt oder in scheinbar aussichtlosen 
Lebenssituationen, wie Drogenabhängigkeit oder dem Leben auf der Straße. Hierzu 
gilt es Wege im Quartier zu installieren, um möglichst schnell und effektiv Eltern und 
Kinder in Krisen stützen und begleiten zu können. Jugendliche benötigen adäquate 
erwachsene Ansprechpartner, die für sie in schwierigen Lebenssituationen in ihrem 
Lebensumfeld vertraut und erreichbar sind. Rechtzeitiges und zielgerichtetes 
Handeln kann so langfristige und auch teure Maßnahmen verhindern. Hierzu bedarf 
es eines gut koordinierten Krisennetzwerks. Alle Kinder, Jugendliche und Familien 
sollen auf Beratung zurückgreifen können, die  unbürokratisch und in der Nähe 
erreichbar ist. Kinder und Jugendliche sollen in unserer Stadtgesellschaft das Gefühl 
der Geborgenheit und des Angenommensein bekommen. Nur hierdurch können sie  
ihren Platz innerhalb der Gemeinschaft finden und sich an ihr beteiligen. Wir 
verstehen Krisen als Möglichkeit zur positiven Veränderung der eigenen 
Lebenssituation, die es professionell zu begleiten gilt. Hierzu wollen wir die 
notwendigen Ressourcen zur Verfügung stellen. 
 
Familie ist, wo Kinder leben 
Wir engagieren uns nachdrücklich für das Recht der Kinder auf Familie. Kinder 
brauchen sichere und stabile Bindungen, um sich zu entwickeln. Diese Entwicklung 
geschieht nicht nur in der Haushaltsgemeinschaft von leiblichen Eltern und Kindern, 
sondern immer häufiger auch in „Ein-Eltern-Familien“, Scheidungsfamilien, 
Patchworkfamilien, Stieffamilien und mit neuen Partnern eines Elternteils. Für uns ist 
dort Familie, wo Kinder leben, betreut und erzogen werden. Viele Kinder wachsen im 
Laufe ihrer Biographie in verschiedenen, sich abwechselnden Familien- und 
Lebensformen mit Übergängen und Brüchen auf. Darin liegen Chancen und Risiken. 
Das Recht der Kinder auf Familie kann nur als Querschnittsaufgabe eingelöst 
werden. So ist z.B. in der Sozialpolitik dafür zu sorgen, dass Scheidungskinder sich 
keine Sorgen vor Verarmung machen müssen. In der Wohnungspolitik muss 
beispielsweise darauf geachtet werden, dass: Familien in Zukunft nicht nur aus drei 
Generationen, sondern aus vier oder gar fünf Generationen bestehen werden – in 
häufig wechselnden Konstellationen. Steht nicht mehr der gemeinsame Haushalt als 
Kristallisationspunkt zur Verfügung, werden kinderfreundliche Fahrradwege und 
günstige Nahverkehrsmittel zu Lebensadern für Familienmitglieder. Familiäre Nähe 
ist dann gleichbedeutend mit „guter Erreichbarkeit“. 
 
GRÜNE setzen sich ein für: 

► eine familienfreundliche Stadt, in der jedes Wohnquartier eine „HelferInnenbörse“ 
hat und die Kommunalverwaltung jungen Familien beim Aufbau von informellen 
Netzwerken hilft, 

► den Ausbau von Familienbildung und Erziehungsberatung, 

► mediative, vermittelnde Verfahren, die möglichst schon im Vorfeld von Trennung 
und Scheidung zur Anwendung kommen müssen und 

► die bevorzugte Einstellung von Eltern, die für Kinder Verantwortung tragen, in der 
Kommunalverwaltung.  
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Lebensräume im Wohnquartier gestalten 
Für junge Menschen müssen Spiel- und Entfaltungsräume im Wohnumfeld und 
Stadtteil gesichert bzw. in vielen Wohnquartieren auch wieder neu geschaffen 
werden. Für Kinder und Jugendliche wollen wir weitere Treffpunkte und 
Begegnungsmöglichkeiten in unserer Stadt schaffen: Freie Flächen und 
Gestaltungsmöglichkeiten, ungestörte Plätze und Räume, Freizeit- und 
Beratungsangebote. Bei deren Planung und Gestaltung setzen wir auf eine 
qualifizierte Beteiligung von Kindern und Jugendlichen. 
Wir wollen ebenso selbstbestimmte Jugendarbeit und Jugendkultur fördern, wie 
Freizeit- und Beratungsangebote in Jugendeinrichtungen, seien sie selbstverwaltet, 
in kirchlicher, freier oder öffentlicher Trägerschaft.  
Neben bedarfsgerechten Angeboten der Jugendarbeit müssen offene 
Beratungsangebote und, wo notwendig, Konzepte der aufsuchenden Sozialarbeit 
und Cliquenarbeit fortgeführt und weiterentwickelt werden. Die Einrichtungen der 
Jugend(-kultur-)arbeit müssen personell und in ihren Programmen unterstützt 
werden.  
 
GRÜNE wollen das Zusammenleben der Generationen in den Stadtteilen fördern. 
Hierzu gehören auch familiengerechte Wohnungen, soziale Angebote und eine 
Wohnumfeldgestaltung, die den Bedürfnissen aller Generationen gerecht werden. 
Angebote für Kinder und junge Familien müssen wohnortnah im Stadtteil vorhanden 
und gut erreichbar sein. Dies verstehen wir als Querschnittsaufgabe der gesamten 
Stadt-, Wohnungs- und Sozialplanung. 
 
Armut entgegenwirken – soziale Ausgrenzung verhindern 
Aufwachsen in Armut hat lebenslange Folgen und bedarf  wirkungsvoller 
Gegenmaßnahmen. Das gedeihliche Aufwachsen und die Bildung für arme, bzw. von 
Armut bedrohte Kinder liegen in der Verantwortung aller. Eine solidarische 
Stadtgesellschaft muss durch ausgleichende Maßnahmen der Kinderarmut 
vorbeugen. Kinder müssen eine faire Chance erhalten gesund aufzuwachsen, ihre 
individuellen Fähigkeiten zu entwickeln, Bildungs- und Förderangebote 
wahrzunehmen und so eine gute Ausgangsposition für ihre weitere Lebensgestaltung 
zu erhalten. Wir wollen eine kindbezogene Armutsprävention, die mit der 
Schwangerschaft der Frau beginnt. Es müssen elterliche Ressourcen gestärkt, 
institutionelle Rahmenbedingungen verbessert und das Bewusstsein aller, für das 
Aufwachsen von Kindern verantwortlich zu sein, gefördert werden. Schule und 
Kinder- bzw. Jugendhilfe können hier gemeinsam einen wesentlichen Beitrag leisten.  
 
Konkret wollen GRÜNE 

► ein Handlungskonzept „Münster für Kinder“, das Kindern den Zugang zu 
gesundheitsfördernden Angeboten, zu Bildung, Sport und kulturellen Angeboten 
ermöglicht, und dessen Umsetzung. Hierzu gehören im besonderen Maße auch 
Angebote zur Verbesserung der Gesundheit in Familien; 

► an allen Münsteraner Schulen mit Ganztagsangeboten ein Mittagessen 
organisieren, dass zumindest für Kinder aus einkommensschwachen Familien 
kostenlos ist und 

► einen regelmäßig erscheinenden, differenzierten (Kinder-)Armutsbericht der Stadt 
Münster. 
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Bildung für alle von Anfang an  
Die Kindertagesbetreuung muss unter Beibehaltung von Bewährtem und Sicherung 
von Qualitätsstandards ausgebaut werden und unterschiedlichen Bedürfnissen von 
Eltern und Kindern genügen. Die hohe stadtteilorientierte Versorgungsdichte in der 
Kindertagesbetreuung ist zu erhalten. 
 
Wir wollen Trägervielfalt und unterstützen ausdrücklich die Elterninitiativen mit ihrem 
Engagement. Wir werden uns weiterhin dafür einsetzen, dass die durch das „Kibiz“ 
verursachte Verschlechterung in der Qualität der Kinderbetreuung und den 
Arbeitsbedingungen der ErzieherInnen zurückgenommen wird. Die von der 
Kommune finanzierte Zahl der ErzieherInnen pro Kindergruppe muss wieder deutlich 
angehoben und Ersatzkapazität für langfristige krankheitsbedingte Ausfälle der 
ErzieherInnen geschaffen werden. Unser Ziel ist darüber hinaus, dass die 
(frühkindliche) Bildung perspektivisch für Eltern beitragsfrei wird. Für den weiteren 
Bildungsweg von Kindern und Jugendlichen ist die Zusammenarbeit von Schule und 
Jugendhilfe der zentrale Ansatzpunkt. Schule soll zum Lern- und Lebensraum 
werden. 
 
Auch zum Übergang von der Schule in den Beruf müssen alle Hilfen zur beruflichen 
und sozialen Integration aktiviert werden. Dabei gilt es schon in der Schule die 
Zusammenarbeit mit der Agentur für Arbeit, den Kammern und Innungen von 
Industrie, Handel und Handwerk intensiv zu nutzen, um einen gelingenden Einstieg 
in Ausbildung und Beruf zu ermöglichen. Besonders für sozial benachteiligte 
Jugendliche und solche mit besonderen psychosozialen Schwierigkeiten ist eine 
spezielle Hilfe anzubieten: Niedrigschwellige Einstiegshilfen müssen Eingliederungs- 
und Beschäftigungsangebote zum Ziel haben.  
 
Gemeinsames Aufwachsen, Leben und Lernen 
Ein möglichst frühes Miteinander von Kindern mit und ohne Behinderung ist Gewinn 
für alle Kinder und bewirkt ein positives soziales Klima in den Einrichtungen 
insgesamt. In Kindertageseinrichtungen gehen Kinder mit und ohne Behinderungen 
noch gänzlich unbefangen miteinander um. In integrativ arbeitenden Schulen 
motiviert der gemeinsame Unterricht zu besonders guten Lernleistungen. Soziales 
Lernen ist als wichtige Schlüsselqualifikation bedeutend für die Entwicklung und das 
spätere Berufsleben. 
Deshalb wollen wir, dass Kinder mit und ohne Behinderungen gemeinsam die 
wohnbereichsnahe Kindertagesstätte, die Grundschule und auch die weiterführenden 
Schulen besuchen können. Wir setzen uns insbesondere für den Ausbau des 
gemeinsamen Unterrichts in der Sekundarstufe I und für die barrierefreie 
Ausgestaltung der Schulen mit angemessener personeller Ausstattung ein. 
 
Für benachteiligte Kinder und Jugendliche sind besondere 
Unterstützungsmöglichkeiten anzubieten. Hier sind u. a. spezielle 
Beschäftigungsangebote im Rahmen niedrigschwelliger Einstiegshilfen und 
Präventivangebote sowie Projekte für Schulverweigerer zu schaffen und 
auszubauen. 
 
Partizipation und Beteiligung stärken 
Junge Menschen sollen möglichst frühzeitig lernen für sich und die Gemeinschaft 
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Verantwortung zu übernehmen, um sich zu einem mündigen Bürger/einer mündigen 
Bürgerin zu entwickeln. Kinder und Jugendliche müssen daher die Chance haben, 
Demokratie vor Ort mit zu gestalten und sie dadurch konkret zu erleben. Wir wollen, 
dass neben dem Jugendrat vielfältige Beteiligungs-, Mitwirkungs- und 
Partizipationsformen von bzw. mit Kindern und Jugendlichen umgesetzt werden. Aus 
diesem Grunde wollen wir in allen für Kinder und Jugendliche relevanten 
Lebensbereichen Strukturen aufbauen, die kinder- und jugendgerechte Beteiligung 
ermöglichen. Es ist wichtig gerade in den Wohnquartieren Räume zu schaffen, in 
denen bürgerschaftliches Engagement motivierend vernetzt werden kann, um 
verschiedenste Möglichkeiten der Partizipation zu fördern. Nur durch das 
Zusammenwirken aller Generationen und Akteure kann sich eine Stadtgesellschaft 
optimal entwickeln. 
 

Suchthilfeangebote langfristig sichern, zeitgemäß weiterentwickeln und 
ausbauen 
Erfahrungen in der Arbeit mit Süchtigen haben gezeigt dass die restriktive, 
ordnungspolitische Linie keinen Erfolg bringt. Drogensucht ist auch interpretierbar als 
eine Antwort auf unerträgliche erlebte Lebensumstände. Wir wollen in 
Drogenabhängigkeit geratenen Menschen nicht kriminalisieren, sondern ihnen Wege 
aus der Sucht ermöglichen. Gerade junge Drogen konsumierende Menschen 
benötigen präventive Hilfen, aber auch akzeptierende und konfrontierende 
Interventionen zugleich, damit sie offen und ehrlich über ihren Konsum reden und 
Hilfsangebote annehmen können, bevor sich die Sucht manifestiert. Hierzu bedarf es 
niedrigschwelliger Angebote. 
Um ein Höchstmaß an Gesundheit zu erhalten setzen wir uns für 
geschlechtspezifische Beratung und Hilfeangebote ein. Ebenso benötigen Kinder 
und Jugendliche aus suchtbelasteten Familien Hilfe und Unterstützung. 
 
Für viele Suchtgefährdete wird es keine völlige Abstinenz mehr geben. Auch diese 
Menschen brauchen Unterstützung für einen kontrollierten Konsum, Substitution und 
ein menschenwürdiges Leben. Wir wollen allen Menschen nach einer 
„Drogenkarriere“ Möglichkeiten bieten, sich wieder aktiv am Leben in der 
Gesellschaft zu beteiligen. Hierzu bedarf es spezieller sozialpädagogischer 
Begleitung, um beispielsweise eine Reintegration in das alltägliche Leben und den 
Arbeitsmarkt zu ermöglichen. Nur mit einer Perspektive ist ein Weg aus der 
Drogenabhängigkeit möglich.  
 
GRÜNE wollen die Drogen- und Suchthilfeangebote in Münster langfristig sichern, 
zeitgemäß weiterentwickeln und ausbauen. Hierzu gehört auch die Stärkung der 
niedrigschwelligen und aufsuchenden Drogenhilfe, für die INDRO in besonderer 
Weise steht.  
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Kultur für alle in der kreativen Stadt! 
 

Kunst und Kultur bestimmen maßgeblich den weltoffenen Charakter unserer Stadt: 
Sie sind von zentraler Bedeutung für den Zusammenhalt der Gesellschaft, Grundlage 
für Bildung, selbstbestimmte Lebensentwürfe und gesellschaftliches 
Verantwortungsgefühl aller hier lebenden Menschen. Kultur ist darüber hinaus 
angesichts der boomenden Kreativwirtschaft vor Ort auch ein wachsender 
ökonomischer Faktor. Eine lebendige Kulturszene in der Spitze wie in der Breite ist 
für uns Grüne daher mehr als nur eine nette Zugabe für die Lebensqualität, welche 
bei Bedarf dem Rotstift zum Opfer fallen kann, sondern eine Zukunftsfrage! Die 
Politik der schwarz-gelben Rathauskoalition, den Kulturetat als Steinbruch für die 
Haushaltssanierung zu nutzen, und zugleich andere kulturelle Wünsche nach 
„Leuchttürmen“ wie die Musikhalle zu beschließen, lehnen wir daher ab. 
 
Der Schwerpunkt GRÜNER Kulturpolitik in Zeiten knapper öffentlicher Kassen liegt in 
einem ausgewogenen Verhältnis einer vielfältigen kulturellen Infrastruktur wie 
Musikschulen, Büchereien, freie Szene, Stadtteilkultur, Angebote von und für 
EinwanderInnen, Bürgerradio u. v. a. m. sowie der Spitzenkultur auf internationalem 
Niveau. Unser Ziel ist es, allen Menschen bezahlbare kulturelle Teilhabe und die 
eigene künstlerische Entfaltung zu ermöglichen!  
 
Kreative Stadt Münster 
Münster ist eine kulturbegeisterte Stadt! Dies haben seine Bürgerinnen und Bürger 
zum Beispiel eindrucksvoll bei der Bewerbung zur Kulturhauptstadt 2010 bewiesen - 
welche übrigens auf eine grüne Initiative zurückging. Zwar wurde das große Ziel 
knapp verfehlt, doch bereits die gemeinsame Anstrengung war ein deutliches 
Bekenntnis zur Kultur. Und wenn im nächsten Jahr zehntausende Besucherinnen 
und Besucher nach Essen und in die Region strömen, wollen wir dazu beitragen, 
dass auch Münster von diesem Großereignis profitiert. 
 
Auch der Bürgerentscheid zur Musikhalle im Frühjahr 2008 belegte das große 
hiesige Interesse an der Kultur. Denn ein schwieriges kulturpolitisches Thema 
elektrisierte die ganze Stadt! Wir teilen die Meinung von BürgerInnen und 
Bürgerinitiative, dass die Errichtung eines vermeintlichen „Leuchtturms“ zu Lasten 
und auf Kosten der kulturellen Infrastruktur,  durch drastische Kürzungen z.B. bei 
Stadtbücherei, Musikschulen, VHS und Stadtarchiv, eine falsche kulturpolitische 
Weichenstellung gewesen wäre.  
 
Überhaupt liegen aus GRÜNER Sicht die Zukunftschancen für die Kulturstadt 
Münsters auf einem ganz anderen Feld: Münster gleicht einem künstlerischen 
Forschungslabor, in dem vor allem (natürlich nicht nur) die aktuellen Tendenzen 
junger Kunst zu bestaunen sind. In der Kunstakademie, der Musikhochschule, den 
Literaturseminaren aller Zungen, der FH für Grafik und Design, dem 
theaterpädagogischen Institut usw. usf. beschäftigen sich junge Menschen im 
Rahmen ihrer Ausbildung professionell mit Kultur- und Kunstproduktion. Das führt 
fast zwangsläufig dazu, dass nicht wenige von ihnen sich selbst in diesem Metier 
versuchen. Das Ergebnis dieser Bemühungen bildet ein buntes Kaleidoskop an 
kreativen, bizarren und nicht selten radikalen ästhetischen Grenzgängen in und quer 
durch die verschiedenen Kunstsparten. Eine systematische Förderstruktur sollte 
dafür sorgen, dass den Talentiertesten professionelle Arbeitsbedingungen und damit 
Entwicklungschancen offen stehen. 
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Zukunftsfrage Kultur 
Ob es der Kommunalpolitik gelingt, das überdurchschnittliche Potential Münsters an 
Kultur-Schaffenden zu fördern und zu nutzen, ist eine der Schlüsselfragen zur 
Zukunftsfähigkeit der Stadt in der Wissensgesellschaft des 21. Jahrhunderts!  
Es geht dabei zum einen um das Ziel, die  Entwicklungschancen der 
Kreativwirtschaft für Münster zu nutzen, wie dies bspw. am Hafen zu beobachten ist. 
Dort leben mittlerweile sehr viele Menschen von und für die Kultur, und geben sich in 
einer spannenden Mischung gegenseitig Impulse: Schauspieler, Architekten, 
bildende Künstler, Verlagsmitarbeiter, Gastronomen, Musiker etc. Ebenso spielt eine 
lebendige Kulturszene eine wichtige Rolle im Wettbewerb der Städte - insbesondere 
der Universitätsstädte - um Aufmerksamkeit, EinwohnerInnen und Investitionen. 
Nicht minder wichtig für die Stadtgesellschaft ist es, die positiven individuellen 
Effekte kultureller Betätigung zur größtmöglichen Entfaltung zu bringen. Kunst und 
Kultur zu erleben und sich selber daran zu versuchen, ist sinn- und identitätstiftend, 
bildet und macht stark. 
 
Kunst und Kultur möglich machen 
GRÜNE Kulturpolitik verfolgt das Ziel, die finanziellen und strukturellen 
Rahmenbedingungen, in denen sich die Kulturschaffenden frei entfalten können, 
systematisch weiter zu entwickeln. Wir wollen einen „kreativen Nährboden“ 
ermöglichen, aus dem bei Talent und Phantasie der Akteure Spitzenleistungen 
erwachsen können. Dazu braucht es ein abgestimmtes Förderinstrumentarium, 
welches einerseits das Erproben von Kreativität und die sinnliche Erfahrung von 
Kunst für Jederfrau ermöglicht. Genau so wichtig ist uns andererseits,  die 
logistischen und finanziellen Voraussetzungen für halbprofessionelle und 
professionelle Kunstproduktion zu sichern – Voraussetzungen, die je nach Genre 
unterschiedlich sind. Ein solches Fördersystem muss flexibel, transparent und auch 
mutig sein. 
Münster braucht auch die Präsentation von internationaler Spitzenkunst. Angebote 
wie die Skulpturenprojekte, Picasso- und Landesmuseum, Lyrikertreffen, Jazz-
Festival, Pumpenhaus, Filmfestival u. a. sind quasi das „Doping“ für das kommunale 
Kulturleben. Schließlich kann sich eine lokale Kunstszene qualitativ nur entfalten, 
wenn ihr Begegnungen mit internationalen Kunstakteuren und Kunstproduktionen 
ermöglicht werden und sie sich dabei an höchsten Standards messen kann. 
 
In den letzten Jahren befand sich die Kultur in Münster in einem fortwährenden 
Rückzugsgefecht. CDU und FDP hatten im Spargutachten von Rödl & Partner die 
Kultur nur als zweitrangig für die Zukunftsfähigkeit der Stadt einstufen lassen. 
Dementsprechend fiel der Rundumschlag bei der kulturellen Grundversorgung aus. 
Hervorgehoben sei an dieser Stelle der bewundernswerte Einsatz vieler 
BürgerInnen, die mit  die Schließung „ihrer“ Kultureinrichtung verhindert haben: 
Stadtteilbüchereien, Bürgerfunk etc. Für GRÜNE ist jedoch klar, dass 
Ehrenamtlichkeit endlich ist. Damit Ehrenamtlichkeit funktioniert, bedarf es zudem 
ausreichender professioneller Unterstützung. Wir wollen, dass das konzeptlose 
Sparen der Rathauskoalition beendet wird. Den Anteil des Kulturetats am 
Gesamthaushalt wollen wir mindestens beibehalten. Die kommunalen Kulturinstitute 
brauchen wieder verlässliche Perspektiven, um sich auf ihre eigentliche Arbeit 
konzentrieren zu können. 
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► GRÜNE verteidigen eine vielfältige kulturelle Infrastruktur, die allen  
MünsteranerInnen die bezahlbare aktive und passive Teilnahme am  
kulturellen Leben ermöglicht. 
► Wir setzen uns für die Sicherung und die Bereitstellung kreativer Freiräume ein: 
Proberäume, Ateliers, soziokulturelle Zentren etc. So wird z. B. das erfolgreiche 
Selbstverwaltungsmodell am Hawerkamp weiterhin von uns unterstützt. Die 
Forderung von Vereinen wie ask e.V. nach Einrichtung eines selbstverwalteten, 
sozialen Zentrums wird von uns begrüßt. 
► Wir wollen interkulturelle Begegnungen, Austausche und Angebote in Musik, 
Tanz, bildende Künste und Literatur stärken. Davon profitieren alle 
MünsteranerInnen, eingewanderte wie schon immer hier lebende Kinder, 
Jugendliche und Erwachsene. 
► Wir wollen die Kooperation zwischen Stadt und Universität im Kulturbereich 
ausbauen. 
► Modellprojekte wie die „Singende Grundschule“, Streicherklassen u. a. 
unterstützen wir ausdrücklich. Die Vernetzung von Kunst und Schule ist uns ein 
besonderes Anliegen.  
► Die  Ausarbeitung eines Stadtteilkulturkonzeptes halten wir für dringlich. Kulturelle 
Teilhabe darf nicht auf die mobilen Gruppen der Bevölkerung, die problemlos die 
Innenstadt erreichen, begrenzt bleiben. Sollte den Bücherbus in den nächsten 
Jahren das Zeitliche segnen, muss dieser ersetzt werden. 
► GRÜNE glauben, dass sich die kulturinteressierte Bürgerschaft nach der 
polarisierenden Auseinandersetzung um die Musikhalle wieder über neue, 
gemeinsame Ziele für die Stadtkultur verständigen muss. Dazu bieten wir 
ausdrücklich allen Interessierten die Zusammenarbeit an! 
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Einwanderungsstadt Münster 
 

► Münsters Stadtverwaltung braucht eine Personalpolitik, die nicht 
diskriminiert.  

► Münster muss Schluss machen mit der „Abschiebung“ 
eingewanderter Kinder in „Sonderschulen“ mit Schwerpunkt 

Lernen. 

 

Münster ist Einwanderungsstadt: hier studieren traditionell Menschen aus vielen 
verschiedenen Ländern, in den privaten Haushalten und Firmen putzen und pflegen 
seit langem Frauen aus Polen, Brasilien oder den Philippinen und in den 
Münsteraner Hotels, auf den Baustellen und in den Fabriken arbeiten 
EinwandererInnen teils unter prekären Arbeitsbedingungen und zu sehr niedrigen 
Löhnen. Auch gab es schon immer politische Initiativen, Gruppen und Vereine sowie 
einen engagierten Ausländerbeirat, die sich für die gleichberechtigte Teilhabe ALLER 
– auch der Flüchtlinge – in Münster eingesetzt haben. 
Neu ist, dass der Rat der Stadt mit dem im Juni 2008 verabschiedeten „Leitbild 
Migration und Integration“ Münster als Einwanderungsstadt offiziell akzeptiert hat. 
Dieses kommunal verbindliche Leitbild gilt es nun lebendig zu machen. Die GRÜNEN 
werden sich verstärkt für die soziale und demokratische Gestaltung der 
Einwanderungsstadt Münster einsetzen:  
 
► Münster kann es sich z. B. nicht leisten, dass in der Stadtverwaltung Arbeitskräfte 
mit Einwanderungsgeschichte mehr als Putzfrauen und Gebäudereiniger zu finden 
sind und weniger in der Sachbearbeitungs- und Leitungsebene – Münster braucht 
eine Personalpolitik, die EinwanderInnen nicht diskriminiert.  
 
► Münster muss Schluss machen mit der „Abschiebung“ eingewanderter Kinder in 
die vier „Sonderschulen“ mit Schwerpunkt Lernen; sie sind dort überdurchschnittlich 
vertreten. Auch der Anteil der ausländischen Jugendlichen ohne Schulabschluss liegt 
in Münster weit über dem Landesdurchschnitt. 
 
In Münster hat jede fünfte Person eine Einwanderungsgeschichte – in ein paar 
Jahren werden es noch viel mehr sein. Münster hat diesen EinwanderInnen viel zu 
danken – ohne sie wäre unsere Stadt grauer, weniger innovativ. Damit Münster eine 
Stadt von ALLEN und für ALLE wird, müssen EinwanderInnen auch stärker am 
Prozess der politischen Willensbildung beteiligt werden. Nur wer sein Lebensumfeld 
aktiv mit gestalten kann, wird sich auch damit identifizieren. Deshalb wollen wir 
eingewanderten Frauen und Männern neue Wege eröffnen an allen öffentlichen 
Räumen und Angeboten teilzuhaben. Wir ermutigen sie, sich politisch und kulturell 
zu engagieren, sich für ihre Interessen einzusetzen und in Vereinen und Gruppen 
zusammen zu schließen.  
Gegenüber der Landesregierung setzen wir GRÜNE uns dafür ein, dass die Rechte 
von EinwanderInnen, die schon lange in Deutschland leben, jedoch keinen 
deutschen Pass haben, ausgeweitet werden – über ein kommunales Wahlrecht 
hinaus. Zu einer demokratischen und sozialen Stadtgesellschaft gehören jedoch 
auch diejenigen Menschen, die keine Aufenthaltserlaubnis haben, die bloß „geduldet“ 
sind. Die GRÜNEN setzen sich politisch auf allen Ebenen dafür ein, dass die seit 
vielen Jahren unter uns lebenden Frauen, Männer und Kinder, die ständig in der 
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Angst leben müssen „abgeschoben“ zu werden, auf immer in Münster bleiben 
können. Dafür soll die Stadt Münster sämtliche kommunalen Handlungsspielräume 
ausnutzen, z.B. eine kommunale Härtefallkommission einrichten. 
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LesBiSchwules Münster 
 
Lesben, Schwule, Bisexuelle und Transgender (LSBT) bilden keine Randgruppen, 
sondern sind ein wesentlicher Teil der Gesellschaft. Trotz aller gesetzlichen 
Fortschritte müssen viele Menschen, die nicht heterosexuell leben, noch immer 
gegen gesellschaftliche Ablehnung ankämpfen. Viele LSBT sehen sich auch im Jahr 
2009 gezwungen ihr Privatleben zu verstecken. 
Die GRÜNEN sehen es als Aufgabe von Kommunalpolitik an ein Umfeld zu schaffen, 
in dem LSBT offen, selbstbewusst und gleichberechtigt leben können. Dazu gehört 
auch die finanzielle Absicherung der LSBT-Selbstorganisationen (KCM, LIVAS, Rosa 
Telefon, etc.), sowie der Arbeitsstelle Antidiskriminierung in Münster. 
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Sport gehört zum täglichen Leben 
 
►    Neues Südbad für Münster!  

► Sportangebote für EinwanderInnen und Menschen mit 
Behinderungen 

 

Sport hat einen hohen gesellschaftlichen und gesundheitlichen Wert. GRÜNE 
möchten deshalb, dass Münster Raum für möglichst viele verschiedene Arten der 
sportlichen Betätigung bietet. Dafür ist es nötig, die bestehenden Sportstätten zu 
erhalten, wenn möglich zu modernisieren und der Sportentwicklung anzupassen. Bei 
der Durchführung dieser Maßnahmen muss aber immer auch darauf geachtet 
werden, die Umweltverträglichkeit zu stärken. In diesem Sinne setzen wir uns für den 
Bau eines neuen klimafreundlichen Südbads ein und werden in der kommenden 
Legislaturperiode eine städtische Mitfinanzierung dafür durchsetzen. GRÜNE wollen 
gut ausgestattete kommunale Bäder. Dort, wo Bäderprojekte  
von bürgerschaftlichen Initiativen getragen werden, begleiten wir diese  
mit kritischer Sympathie. GRÜNE unterstützen den Förderverein Südbad ausdrücklich. 
 

Darüber hinaus müssen ehrenamtliches bürgerschaftliches Engagement gefördert 
und die integrativen Möglichkeiten des Sports verstärkt genutzt werden. Neu 
zugewanderte Menschen oder Menschen mit Behinderung können durch 
gemeinsame sportliche Betätigung leichter einen Zugang zur Gesellschaft finden. 
Auch unter dem Gesichtspunkt des Stadtmarketings hat Sport eine besondere 
Bedeutung: Event-Veranstaltungen mit sportlichem Hintergrund haben großes 
Potential und müssen daher zukünftig  stärker unterstützt werden. 
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Bürgerschaftliches Engagement und Teilhabe 
in der Kommunalpolitik 
 
► Wir wollen Bürgerbeteiligung stärken und keine 

Videoüberwachung der öffentlichen Straßen und Plätze.  

►    Wir wollen, dass die Bürgerinitiativen auf der Straße kostenlos 
mit Plakaten für ihre Veranstaltungen werben können. 

► Schluss mit den Investorenverfahren in der Stadtplanung 

 
Bürgerbeteiligung stärken 
Demokratie beginnt vor Ort. Demokratie ist allerdings mehr als bei Wahlen ein Kreuz 
auf dem Stimmzettel zu machen. Es ist Voraussetzung für ein demokratisch 
organisiertes Gemeinwesen und eine solidarische Gesellschaft, dass die 
BürgerInnen sich selbst engagieren! 
 
Die Gemeindeordnung bietet den BürgerInnen bereits verschiedene Möglichkeiten, 
um auf kommunale Entscheidungen Einfluss zu nehmen, z.B. können sie schriftlich 
beim Rat Bürgeranregungen einreichen oder ein Bürgerbegehren auf die Beine 
stellen. Doch die formalen Hürden sind hoch. Das zeigte das Bürgerbegehren gegen 
die Bäderschließungen. Obwohl 15.473 MünsteranerInnen in nur sieben Wochen 
gemeinsam mit vielen Sportvereinen wie dem TuS Hiltrup, DJK Nienberge, TSV 
Handorf  und der DLRG Münster  das Bürgerbegehren gegen die Schließung des 
Südbades und des Hallenbads in Handorf unterschrieben hatten, erklärte die 
schwarz-gelbe Ratsmehrheit das Bürgerbegehren für unzulässig – über die 
Schließung der Bäder durften die BürgerInnen nicht entscheiden. 
Wir wollen, dass es in Zukunft heißt: Im Zweifel für die Bürgerbeteiligung!  
 
Der Erfolg des letzten Bürgerentscheids „Gegen eine städtisch finanzierte Musik- und 
Kongresshalle auf dem Hindenburgplatz“ mit einer Beteiligung von fast 100.000 
BürgerInnnen am Bürgerentscheid hat eindringlich gezeigt, wie groß das Interesse 
und der Einsatz der MünsteranerInnen für ihre Stadt sind.  
 
Solche Initiativen und Projekte sowie die vielen sozialen, kulturellen und 
ökologischen Vereine und Gruppen in Münster, in denen sich BürgerInnen immer 
zahlreicher freiwillig engagieren, wollen GRÜNE weiterhin unterstützen. Die 
möglichst große Beteiligung der BürgerInnen am kommunalen Geschehen ist auch 
ein gutes Mittel gegen Politikverdrossenheit. 
 
GRÜNE setzen sich dafür ein, dass unabhängig von ihrem sozialen Status alle 
MünsteranerInnen (EinwandererInnen und alt Eingesessene) mehr Möglichkeiten 
erhalten, sich politisch einzumischen und mit dem Rat, den Parteien und der 
Verwaltung in einen kreativen Dialog einzutreten: durch mehr politische Mitsprache in 
Ausschüssen und Beiräten, durch den Jugendrat und die SeniorInnenvertretung und 
ebenso durch selbst organisierte BürgerInnenforen und andere lokale Aktivitäten. 
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Öffentliche Räume schützen 
Zu einer weltoffenen Stadt gehört die Sicherheit aller Menschen, die hier leben, 
genauso wie das Recht eines Jeden und einer Jeden "anders" zu sein. In einer 
sicheren Stadt wird das Zusammenleben aller garantiert, ohne Ausgrenzung 
ungewohnter und "anderer" Lebensweisen.  

Der öffentliche Raum, also Parks, Plätze und Straßen, gewinnen als Ort für 
Kommunikation, Begegnung, Erholung und Freizeitgestaltung immer mehr an 
Bedeutung. Er wird ganz unterschiedlich genutzt: durch den Einzelhandel, von 
flanierenden und shoppenden KonsumentInnen, von TouristInnen oder von 
spielenden Kindern und Jugendlichen. Für BettlerInnen sind öffentliche Räume 
Lebensräume und die einzigen Orte, um eventuell an ein bisschen Geld zu kommen. 
Für manche Menschen sind sie traditionelle Treffpunkte. Öffentliche Räume sind 
Orte des Meinungsaustausches und der Information. Öffentliche Räume sind auch 
Treffpunkte für Menschen, die sonst kaum Begegnungsmöglichkeiten haben, wie 
etwa Flüchtlinge. Und nicht zuletzt sind öffentliche Räume die "Wohnzimmer" von 
Menschen ohne Wohnung. 
 
Im öffentlichen Raum spiegelt sich so die Vielfalt der Gesellschaft in unserer Stadt 
wieder. Und ebenso wie die Gesellschaft durch Konflikte gekennzeichnet ist, so ist 
auch die Nutzung des öffentlichen Raums umstritten. Die Einführung von 
Videoüberwachung, propagiert, um angeblich Sicherheit zu schaffen, lehnen wir ab. 
Sie dient dazu alle Menschen auf der Straße zu überwachen und „missliebige“ 
NutzerInnengruppen zu verdrängen. Auch private Sicherheitsdienste wie „schwarze 
Sheriffs“ wollen wir nicht als billige Hilfstruppe des Ordnungsamtes auf unseren 
Straßen und Plätze. 
 
GRÜNE wollen, dass der öffentliche Raum auch weiterhin allen Menschen offen 
steht und nicht nur für die Gruppen, die etwas kaufen wollen oder Gebühren für die 
Straßennutzung bezahlen können. Der von CDU/FDP durchgesetzte Vertrag mit 
einer privaten Werbefirma, die es ermöglicht z.B. bei Bürgerinitiativen für 
Plakatwerbung zu kassieren, muss geändert werden. Plakatwerbung im öffentlichen 
Raum für nicht-kommerzielle Zwecke muss kostenlos sein. 
 
Demokratie erfordert neben dem bürgerschaftlichen Engagement auch Transparenz; 
dies gilt insbesondere für Wahlen als originäres Recht der BürgerInnen sowie als 
Grundlage für die Legitimierung der Ratsmitglieder. Die Benutzung von 
Wahlcomputern läuft diesem Grundgedanke zuwider: es werden Möglichkeiten zu 
Manipulation geschaffen, ohne eine ausreichende Kontrolle bieten zu können. 
GRÜNE wenden sich daher gegen die Benutzung von Wahlcomputern bei Wahlen 
der Stadt Münster. 
 

Demokratisierung der Stadtplanung  
In der letzten Legislaturperiode wurde mit den Stimmen der CDU und FDP und nicht 
selten auch mit Stimmen der SPD die Stadtplanung in immer größerem Umfang den 
Investoren überlassen. Investorenplanung birgt die Gefahr, dass öffentliche 
Interessen und nicht vermarktbare Qualitäten der Bebauung zu wenig berücksichtigt 
werden. Krasse Beispiele sind die Harpen-Bebauung an der Stubengasse, der 
geplante Zeb-Tower an der Steinfurter Straße und das Wohnungsbauprojekt an der 
Schulstraße. Die Stadtplanung soll alle Belange integrieren, auch solche, die  
Investoren nicht in bare Münze umwandeln können. Zudem drohen bei 
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Investorenprojekten auch wirtschaftliche Risiken, wie die augenblickliche 
Hängepartie am Hauptbahnhof zeigt: Geht dem Investor finanziell die Luft aus, 
kommt das Projekt ins Stocken – egal wie groß das öffentliche Interesse daran ist. 
 
GRÜNE verlangen deshalb eine Lösung der städtebaulichen Entwicklung von 
Investorenverfahren. Dazu gibt es neben dem Instrument des Bebauungsplanes 
auch weitere Instrumente, wie Zukunftswerkstätten und BürgerInnen-Umfragen, die 
Bestandteil der Stadtplanung sein müssen. 
 
GRÜNE verlangen zudem öfter Planungswettbewerbe, vor allem für Vorhaben, die 
sich auf ein ganzes Stadtviertel auswirken. Beispiel hierfür ist die geplante 
Wohnbebauung im Hafen. Wettbewerbe haben den Vorteil, dass aus zahlreichen 
städtebaulichen und architektonischen Ideen und Konzepten die Besten ausgewählt 
werden können. Die unmittelbar Betroffenen und die Öffentlichkeit können am 
Verfahren und an den Ergebnissen beteiligt werden. Wettbewerbe können deshalb 
für die zukunftsorientierte Gestaltung von Münster von großem Nutzen sein.  
 
Vertrauen durch Datenschutz 
Die letzten Datenschutzskandale zeigen auf wie groß das Interesse an Daten ist und 
auch wie unbedacht mit Daten umgegangen wird. GRÜNE wollen das Bewusstsein 
für die damit verbundenen Gefahren insbesondere bei Melderegisterauskünften 
stärken. 
Dazu gehören die Umsetzung des Grundsatzes der Datensparsamkeit in der 
kommunalen Verwaltung und eine starke Kontrolle der Ersuchen von 
gewerbsmäßigen AdresshändlerInnen. BürgerInnen müssen besser über ihre 
Rechte, wie die Möglichkeiten eines (eingeschränkten) Widerspruchsrechts bei 
Meldeauskünften, informiert werden. 
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Friedensstadt Münster: Frieden als Aufgabe 
 

► Wir wollen ein kommunales Friedensbüro einrichten  

► Münster soll sich um den Titel einer „Stadt des Friedens“ 

bewerben                                                                                                                                                    

 

GRÜNE wollen, dass die Stadt Münster das vielfältige Engagement der BürgerInnen 
für den Frieden stärkt. Wir fördern die internationalen Kontakte Münsters und die 
Städtepartnerschaften. Wir unterstützen neue und bewährte interkulturelle 
Begegnungen zwischen MünsteranerInnen mit und ohne Migrationsbiographien 
(interkulturelle Wochen, Friedenskulturmonat, interreligiöser Dialog). Auch die Eine 
Welt-Arbeit liegt uns am Herzen. 
 
Während die offizielle Stadtpolitik die Jahrestage des Westfälischen Friedens zu 
Feiern und Kundgebungen mit viel Prominenz nutzt, fahren britische Soldaten von 
Münster nach Basra in einen völkerrechtswidrigen Krieg.  
 
Dass Münster eine lebendige kriegerische Tradition hat, zeigen bestenfalls ein 
Rundgang in der Promenade, Ausstellungen im Stadtmuseum und die eindrücklichen 
Schilderungen der Zerstörung der Stadt im 2. Weltkrieg. Die Stadt und ihre 
BürgerInnen werden als Opfer militärischer Ereignisse gewürdigt – der kriegerische 
und militaristische Part der Stadt bleibt unbeleuchtet oder wird rein historisch 
abgehandelt. Straßen, Plätze und städtische Institutionen, die nach Kriegsherren und 
Kriegsverbrechern (bspw. Hindenburg, Admiral Scheer) benannt sind, sollen neue 
Namen erhalten, die dem Charakter der Friedensstadt Münster entsprechen. Die 
Umbenenungen sollen zuvor offen mit allen interessierten MitbürgerInnen dieser 
Stadt diskutiert werden. Kommunale Ideen- oder Geschichtswettbewerbe in Schulen 
können hilfreiche Instrumente der Namensgebung sein. 
 
 
Friedenspolitik darf nicht einäugig sein. Sie muss sich für friedensstiftende Aktionen 
dort einsetzen, wo Soldaten aus Münster Krieg führen oder in Auseinandersetzungen 
verwickelt sind und zugleich Kriegsflüchtlinge aufnehmen, Hilfe zum Wiederaufbau 
leisten, Verwundete und Kriegsbeschädigte heilen und zivile Verwaltungen 
unterstützen. Insbesondere gilt es, gesellschaftliche Aktivitäten und Initiativen zu 
stützen, die versuchen, Konflikte präventiv zu lösen und in diesem Sinne aktiv 
Friedenspolitik betreiben.  
Wir GRÜNEN setzen innerstädtisch, national wie international auf Gewaltprävention 
und Friedensförderung. Die zivilgesellschaftliche Aktivitäten in unserer Stadt reichen 
von der gewaltfreien Schule, dem sozialen Frieden in den Stadtteilen, über 
Friedensdienste bis hin zu unterstützenden Aktivitäten, die den Menschenrechten, 
dem Völkerrecht und den Vereinten Nationen dienen. Die große Zahl der über 
hundert friedenspolitisch aktiven Gruppen hat sich bereits im „FriedensReader 
Münster“ vernetzt.  
 
Um diese Arbeit besser zu koordinieren und damit das eigene friedenspolitische 
Profil Münsters zu schärfen, fordern wir die Einrichtung eines städtischen 
Friedensbüros. 
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Umfang und Ausstattung des Friedensbüros soll dem in der Friedensstadt 
Osnabrück entsprechen ohne es zu kopieren. Das städtische „Friedensbüro Münster“ 
soll die ehrenamtlichen Aktivitäten der Vereine und Initiativen bündeln und 
unterstützen. Der Facharbeitskreis „Westfälischer Frieden“ wird mit seinem 
wissenschaftlichen Sachverstand in diese Arbeit eingebunden. 
 
Die Stadt Münster soll ein umfassendes Konzept im Sinne eines „Handlungsrahmens 
Frieden“ mit den Friedensgruppen erstellen. Münster soll sich um die offizielle 
Anerkennung als Stadt des Friedens bewerben. 
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